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1. Einführung, Ziel und Aufbau der Expertise 

Im Zuge der Arbeitsmarktreformen werden in Deutschland Förderansätze und Regelungen 

eingeführt, die in anderen europäischen Ländern bereits seit längerem erprobt werden. Dazu 

zählt neben dem Prinzip des „Förderns und Forderns“ auch die Bündelung der Vermittlung in 

den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. Gleichzeitig haben sich die europäischen Staaten auf 

gemeinsame Ziele, etwa bei der Erhöhung des Qualifikationsniveaus der jeweiligen Bevölke-

rung, geeinigt, die anhand von konkreten Kennzahlen jährlich überprüft werden. Dadurch und 

durch das alarmierend schlechte Abschneiden des deutschen Bildungssystems in internatio-

nalen Schulleistungsvergleichen (IGLU, PISA) hat das Interesse an einem „Lernen von Euro-

pa“ auch über den Bereich allgemeiner Bildung hinaus zugenommen. 

• Welche Strategien nutzen andere Länder, um benachteiligte Jugendliche nach der 

Schule in Ausbildung zu bringen? 

• Welche pädagogischen Konzepte zur Förderung verfolgen unsere europäischen 

Nachbarn? 

• Welche Strategien haben erfolgreiche Ergebnisse erzielt? 

• Welche Voraussetzungen braucht es, um solche Erfolgsmodelle in die deutsche Praxis 

der Benachteiligtenförderung zu übertragen? 

Diese Fragen stehen im Zentrum der vorliegenden Expertise. In einem ersten Schritt werden 

dazu aktuelle europäische Entwicklungen dargelegt, die gemeinsame europäische po-litische 

Trends aufzeigen, die gleichzeitig aber auch belegen, welche politische Rolle die Benachteilig-

tenförderung auf europäischer Ebene hat. In Kapitel 2 wird die Herangehensweise der Auto-

ren an das Thema des internationalen Vergleichs erklärt und ein theoretisches Modell vorge-

stellt, mit dem sich Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern systematisch aufeinander 

beziehen lassen. Wie Benachteiligung von Jugendlichen in einem europäischen Rahmen ver-

standen werden kann, wird in Kapitel 3 diskutiert. Zu welcher Bandbreite an Ansätzen das in 

den unterschiedlichen Ländern führt, wird in Kapitel 4 vorgestellt, in dem die jeweils wichtigs-

ten Maßnahmen in unterschiedlichen Handlungsfeldern verglichen werden. Kapitel 5 fasst 

diese Überlegungen in einem Raster zusammen, vor dessen Hintergrund in Kapitel 6 zehn 

Good Practice-Beispiele vorgestellt werden. In Kapitel 7 wird der Versuch unternommen, all-

gemeine Kriterien für die Förderung benachteiligter Jugendlicher abzuleiten, die zu Hand-

lungsempfehlungen für die Bundesrepublik verdichtet werden. 

Die Halbzeitbilanz der so genannten Lissabon-Strategie1 der EU zur Stärkung der Wettbe-

werbsfähigkeit und der sozialen Kohäsion hat ergeben, dass junge Frauen und Männer weni-

ger von inklusions- und arbeitsmarktpolitischen Anstrengungen profitiert haben als andere Al-

tersgruppen. Im Rahmen des Aktionsprogramms zur Bekämpfung der sozialen Ausgren-
                                            
1 Die fettgedruckten Termini werden im Anhang in einem Glossar näher erläutert. 



    Good Practice Center 
                                                                                                              Benachteiligtenförderung 
 

 6

zung wurde die soziale Integration von Jugendlichen 2003 zu einer von sechs Prioritäten auf-

gewertet und eine Studie zu politischen Maßnahmen für benachteiligte Jugendliche in Auftrag 

gegeben, die zur offenen Methode der Koordinierung in diesem Bereich beitragen soll2. 

 

Zusätzliches politisches Gewicht bekommt eine breit angelegte Debatte über jugendspezifi-

sche Aspekte von sozialer Benachteiligung und von integrations- und arbeitsmarktpolitischen 

Maßnahmen durch den Europäischen Pakt für die Jugend, den der Europäische Rat im 

Frühjahr 2005 verabschiedet hat und der die „Erneuerung von Wegen für junge Leute in das 

Beschäftigungssystem“ anstrebt. Die Politik der Europäischen Union - vor allem die arbeits-

markt- und eingliederungspolitischen Programme - baut in den letzten Jahren verstärkt auf die 

Methode der offenen Koordinierung. Diese Form der „New Governance“ setzt auf Steuerung 

durch „Benchmarks“ und das wechselseitige Lernen von guter Praxis auf dem Weg zum Er-

reichen dieser Ziele. Damit wird der internationale Vergleich als Mittel politischer Steuerung 

auf der einen Seite voraussetzungsreicher als häufig an-genommen, während die eindimensi-

onale Perspektive des Leistungsvergleichs auf der anderen Seite auch Lernpotenziale ver-

deckt. Spezifische Praxismodelle können keineswegs einfach übernommen und importiert 

werden, sondern müssen in ihrer historischen Entstehung, ihrer Verknüpfung mit institutionel-

len und ökonomischen Strukturen sowie ihrer Einbettung in das nationale (oder lokale) Klima 

der Normalität verstanden werden. Im Laufe eines solchen Prozesses des interkulturellen 

Austauschs erfahren die Akteure/Akteurinnen dabei mindestens genauso viel über ihre eige-

nen Strukturen und Deutungsmuster - d.h. auch die Grenzen und Beschränkungen, die erst 

zum Blick über den Zaun motivieren - wie über die Voraussetzungen der jeweils anderen 

Maßnahmen. 

Das Ziel dieser Expertise ist zweigeteilt: Einerseits soll durch interessante Good-Practice- Bei-

spiele auf Praxis- und Programmebene das Interesse geweckt werden, andererseits durch 

den Hinweis auf das komplexe Geflecht politischer Rahmenbedingungen und fundamentaler 

institutioneller Unterschiede dazu angeregt werden, genauer hinzuschauen, warum gewisse 

Ansätze in einem bestimmten Kontext erfolgreich sind. 

                                            
2 Diese Studie wurde vom Institut für regionale Innovation und Sozialforschung (IRIS) e.V. koordiniert 

und von einem Netzwerk von Expert/-innen aus 13 Mitgliedstaaten und Beitrittsländern durchgeführt. 
Der Fokus der Studie lag auf den beiden Themen Jugendarbeitslosigkeit und Schulabbruch bzw. vor-
zeitiges Verlassen des Bildungssystems als zwei zentrale Indikatoren, denen sich die Mitgliedstaaten 
gemeinsam verpflichtet haben. Die Studie ist von der Website der Generaldirektion Beschäftigung und 
Soziale Angelegenheiten der EU-Kommission herunterladbar unter 
http://www.europa.eu.int/comm/employment_social/social_inclusion/studies_de.htm. Zusätzliche In-
formationen zur Studie unter http://www.iris-egris.de/projekte/disyouth. 
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2. „Lernen von Europa“: internationaler Vergleich als Methode zur 
Weiterentwicklung der Benachteiligtenförderung 

Der Ansatz der Expertise schließt die Frage ein, wie die gesellschaftlichen Strukturen und För-

derstrukturen angesichts der immensen Unterschiede in den Übergangssystemen überhaupt 

verglichen werden können. Will man überlegen, was die Benachteiligtenförderung in Deutsch-

land von Erfahrungen in anderen europäischen Ländern lernen kann, stellt sich zudem die 

Frauge, ob die sozioökonomischen und institutionellen Ursachen für Benachteiligung über-

haupt von Sozial- und Arbeitsmarktpolitik beeinflusst werden können. Nicht nur angesichts ei-

ner zunehmenden internationalen Verflechtung wirtschaftlicher Prozesse, sondern auch ange-

sichts der Pfadabhängigkeit politischer Entwicklungen. Dieses Konzept aus der vergleichen-

den Sozial- und Arbeitsmarktpolitikforschung postuliert ein großes Maß an historischer Ge-

bundenheit und Typik von Ansätzen, mit Schwierigkeiten sozialer Integration staatlich und in-

stitutionell umzugehen, die große Veränderungen in politischen Ansätzen als „Systemwech-

sel“ relativ unwahrscheinlich oder zumindest sehr voraussetzungsreich erscheinen lässt. In 

der internationalen Forschung haben sich verschiedene Modelle etabliert, die diese typischen 

Konstellationen von historischen, wirtschaftlichen und politischen Kontexten der wohlfahrts-

staatlichen Entwicklung anhand von Ähnlichkeiten und fundamentalen Unterschieden in der 

Organisation von wohlfahrtsstaatlichen Regulierungen zu so genannten Wohlfahrtsstaatsregi-

men verdichten. Ausgehend von diesen Typologien von Esping-Andersen (1990), Gallie und 

Paugam (2000) und Ferrera und Rhodes (2000) sowie deren Kritik3 haben wir ein Modell ent-

wickelt, wie die Kontextbedingungen der Benachteiligtenförderung systematisch in den Ver-

gleich zwischen Ländern einbezogen werden können. Dieses Modell reduziert die Masse an 

Daten und relevanten Informationen auf einem abstrakteren Niveau, indem es sowohl sozio-

ökonomische und institutionelle Faktoren als auch kulturelle Muster der Aushandlung von ge-

sellschaftlichen Bedarfen einbezieht (Pierson (2000), Cox (2004)).4 

                                            
3 Aus geschlechtertheoretischer Perspektive beispielsweise: Lewis (1992), eher generelle Kritik an Re-

gime-Modellen: Art und Gelissen (2002) 
4 Zu den Aspekten, die für die Benachteiligtenförderung von Belang sind, zählen aus den genannten, in 

den etablierten Modellen zum Einsatz kommenden Faktoren, ferner: 
- die Organisation des Bildungssystems, seine Selektivität und Durchlässigkeit (Allmendinger 1989, 
OECD 2001); 
- das System beruflicher Bildung, z.B. der Grad seiner Standardisierung oder die Unterscheidung 
schulischer versus dual organisierter Erstausbildung (vgl. Lasonen und Young 1998); 
- Bedingungen des Eintritts in den betrieblichen Arbeitsmarkt (organisationell-betrieblich versus be-
rufsbasierter Zugang, vgl. Shavit und Müller 1998; Gangl 2003); 
- Mechanismen geschlechtsspezifischer und ethnischer Zugangsbarrieren zu beruflichen Positionen 
(Sainsbury 1999; Julkunen und Malmberg 2003; Castles und Miller 2003); 
- Deutungs- und Politikmuster zum Thema Jugendarbeitslosigkeit (Furlong und McNeish 2001); 
- vorherrschende Konzepte von Jugend und Benachteiligung (IARD 2001, Walther 2006). 
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Ausgehend von diesen Überlegungen legten wir unserer Analyse das folgende auf fünf Typen 

von Übergangssystemen aufbauende Modell zugrunde (Tabelle 1). 

Tabelle 1: Vergleich von “Übergangssystemen” in Europa  
 
System - 
Typ 

Schul-

system 

Berufs-

bildungs-

system 

Arbeits-

markt 

Erklärungsmuster 

von Jugendar-

beitslosigkeit 

Jugend-

konzept 

Veränderungs-

richtung 

Universa-

listisch 

(DK, FI) 

Integ-

riert 

Flexibel 

Vorw. schu-

lisch 

Flexibel 

und offen

Fehlende Orien-

tierung 

Persönlich-

keitsent-

wicklung 

Aktivierung (libe-

ral) 

Liberal 

(UK) 

Integ-

riert 

Flexibel 

Vorw. schu-

lisch 

Flexibel, 

aber ho-

hes Risi-

ko 

Abhängigkeit, 

mangelnde An-

gepasstheit an 

Nachfrage 

Frühe Un-

abhängig-

keit 

Workfare und Le-

benslanges Lernen

Beschäfti-

gungs-

zentriert 

(AT, DE) 

Selektiv Standardi-

siert 

Vorw. be-

trieblich 

Stark 

reguliert 

Individuelle So-

zialisationsdefi-

zite 

Verteilung 

sozialer Po-

sitionen 

Eingeschränkt 

Richtung liberal 

Subpro-

tektiv oder 

unterinstitu-

tionalisiert 

(ES, GR, 

IT, PT) 

Integ-

riert 

Vorw. schu-

lisch 

Stark 

reguliert, 

hohes 

Risiko 

Mangelnde Pas-

sung zwischen 

Angebot und 

Nachfrage, seg-

mentierter Ar-

beitsmarkt, Man-

gel an Unterstüt-

zungsstrukturen 

Status-

vakuum 

Beschäftigungs-

zentriert, liberal  

Postsozia-

listisch 

(BG, PL, 

SI, SK, RO) 

Integ-

riert 

Vorw. schu-

lisch 

Reguliert, 

gschlos-

sen, 

schneller 

Wandel 

Mangelnde Pas-

sung zwischen 

Angebot und 

Nachfrage, Man-

gel an Unterstüt-

zungsstrukturen 

Statusva-

kuum, sozia-

les Inno-

vationspo-

tenzial 

Beschäftigungs-

zentriert, liberal 

 

Dieser Überblick enthält zusätzlich zu den Einschätzungen der Übergangssysteme länderspe-

zifische Tendenzen zu zwei vorherrschenden politischen Diskursen in Europa: lebenslangem 

Lernen und Aktivierung. Diese beiden Diskurse stehen für eine veränderte Wahrnehmung 

staatlicher Aufgaben im Hinblick auf die Absicherung von Mustern des Lebenslaufs durch die 

Regulierung von Bildung, Zugang zum Arbeitsmarkt und zu wohlfahrtsstaatlicher Unterstüt-

zung. Die Zunahme struktureller Arbeitslosigkeit hat zu einer Politik der Flexibilisierung der Ar-

beitsmärkte beigetragen, die wiederum einhergeht mit einer Politik der Individualisierung der 
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Verantwortung für Lernen und für den Zugang zu Beschäftigung. Dieser Trend bedeutet, dass 

Benachteiligung europaweit zunehmend auf der Ebene der Individuen angegangen wird und 

sich die Unterscheidung zwischen Prävention und kompensatorischer Intervention zunehmend 

verwischt. 
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3. „Benachteiligte Jugendliche“: europäische Ansätze zur Förderung 
sozialer Integration von Jugendlichen 

Wer gilt wo warum als „benachteiligt“? Welche sozial-, arbeitsmarkt- und bildungspolitischen 

Konzepte liegen welchem „policy-mix“ in den unterschiedlichen Wohlfahrtsstaaten Europas 

zugrunde? Wie lassen sich diese so aufeinander beziehen, dass Lernen voneinander möglich 

wird? Das sind die Themen dieses Kapitels, das mit einer Arbeitsdefinition von „Benachteili-

gung“ abschließt, die diese unterschiedlichen Aspekte berücksichtigt. 

 

Im Gegensatz zu Deutschland, wo Benachteiligung in einer Reihe von Leistungsgesetzen ko-

difiziert ist (SGB II, III, VIII), gibt es in den meisten anderen europäischen Ländern keine allge-

mein gültige, rechtsverbindliche Definition, wer als benachteiligt gilt. Vielmehr herrscht in den 

meisten europäischen Ländern eine programmbezogene Definition vor, wer die entsprechen-

den Leistungen und Angebote in Anspruch nehmen darf oder soll. Das deutsche System mit 

einer rechtlichen Festschreibung von Anspruchsberechtigten hat bestimmte Vorteile, z.B. die 

Rechtsverbindlichkeit und Einklagbarkeit von Förderleistungen, aber auch bestimmte Nachtei-

le, wie z.B. die geringe Flexibilität von Maßnahmen oder Stigmatisierungseffekte (vgl. Walther, 

2003). In den anderen europäischen Ländern finden sich folgende Gruppen als häufig ge-

nannte Zielgruppen von Programmen und Maßnahmen für „Benachteiligte“: Migranten/-tinnen, 

Flüchtlinge, Frauen und Mädchen, Behinderte. 

Die auf unterschiedlichen wohlfahrtsstaatlichen Regimen basierenden Übergangssysteme un-

terscheiden sich beispielsweise in den jeweiligen Vorstellungen von und Erwartungen an Ju-

gend: Im universalistischen System ist dies die individuelle persönliche Entwicklung, weshalb 

Motivation zentrales Ziel sowohl von Bildung als auch von Fördermaßnahmen ist. Jugendliche 

sehen sich nur wenigen einengenden Normalitätserwartungen gegenüber - außer der, sich 

ihren Lebensentwurf individuell zu erarbeiten. Im liberalen System dagegen herrscht - trotz 

realer Veränderungen - nach wie vor die Norm einer kurzen Jugendphase mit relativ früher 

ökonomischer Unabhängigkeit. Im erwerbsarbeitszentrierten Übergangssystem ist Jugend pri-

mär (Aus-)Bildungsjugend und sofern sie nicht über die Hochschulreife verfügt - was aufgrund 

selektiver Schulsysteme wesentlich mehr sind als in den anderen Systemen, bedeutet dies die 

frühe Zuweisung zu sozialen Positionen entsprechend einer Berufsausbildung. In den unterin-

stitutionalisierten Systemen verfügen Jugendliche und junge Erwachsene im Prinzip über kei-

nen klar anerkannten Status. Ein soziales Vakuum, das in erster Linie durch die Familie kom-

pensiert wird. 

In der IARD-Studie (IARD 2001) wurden politisch institutionalisierte Jugendbegriffe entlang der 

Perspektive "Jugend als Problem" versus "Jugend als Ressource" verglichen: Beziehen sich 
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jugendpolitische Maßnahmen in erster Linie auf die Prävention und Kompensation von sozia-

len Problemen Jugendlicher oder darauf, die Potenziale Jugendlicher für die gesellschaftliche 

Zukunft zu nutzen? Im liberalen Regime herrscht der IARD-Studie zufolge immer noch der Ju-

gend als Problem-Ansatz vor, zumindest auf politisch-institutioneller Ebene (weniger bei den 

Praktiker/-innen). Im erwerbsarbeitszentrierten wie auch im unterinstitutionalisierten System 

finden sich beide Ansätze, jedoch in unterschiedlicher Ausprägung und Bedeutung. Das er-

werbsarbeitszentrierte System zeichnet sich durch stark protektive Züge5 aus. Diese Form be-

zieht sich auf eine besondere Bedürftigkeit und Verletzlichkeit Jugendlicher, während im unter-

institutionalisierten System der Mangel an institutionellen Strukturen Jugend zum Problem 

werden lässt. Im universalistischen System schließlich überwiegt deutlich der Jugend-als-

Ressource-Ansatz, wobei das Besondere darin liegt, dass Jugendliche nicht nur als Ressour-

ce für die Gesellschaft (bzw. Wirtschaft) gesehen werden, sondern als Ressource für sich sel-

ber, für ihr eigenes Leben und auch darin unterstützt werden, jung zu sein (Ungdomsstyrelsen 

1999;   IARD 2001; Mørch 2003). 

Unterschiedliche Jugendbegriffe prägen auch die jeweiligen Deutungen von Benachteiligung: 

• Im universalistischen System ist Jugendarbeitslosigkeit ein Paradox, das nicht vorge-

sehen ist, da Jugend eigentlich nicht auf dem Arbeitsmarkt, sondern im Bildungssys-

tem stattfindet. Trotzdem ist Jugendarbeitslosigkeit (v.a. in Schweden und Finnland) 

relativ hoch. Deshalb ist das Ziel von Benachteiligtenförderung die (Re-)Integration in 

das Bildungssystem. Und auch die weit verbreiteten Aktivierungsprogramme haben 

über abgesicherte Wahlmöglichkeiten das Potenzial "Persönlichkeitsentwicklung" zu 

fördern. 

• Im liberalen Übergangssystem wird Arbeitslosigkeit den Individuen als Weigerung, un-

abhängig zu werden, zugeschrieben, einer „Kultur der Abhängigkeit“, weswegen Be-

nachteiligtenförderung auf möglichst direkte Arbeitsmarkteingliederung zielt. 

• Im erwerbsarbeitszentrierten System wird der Selektionsprozess über individuelle So-

zialisationsunterschiede bzw. -defizite gesteuert und legitimiert. Kompensatorische Be-

rufsvorbereitungsmaßnahmen zielen darauf, Widersprüche zwischen individuellen 

Wettbewerbsvoraussetzungen und Ansprüchen zu regulieren. 

• Im unterinstitutionalisierten System geht es schließlich darum, Jugendlichen überhaupt 

einen institutionellen Status zu vermitteln: über Schule, Ausbildung oder Beschäfti-

gung. 

Dementsprechend unterschiedlich sind auch die Bedeutungen des Konzepts „benachteiligte 

Jugendliche“ und dies hat entsprechende Konsequenzen für die Benachteiligtenförderung: 

                                            
5 siehe auch der deutsche Begriff ‚Jugendhilfe’ 
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• Zum einen gibt es individualisierende Zuschreibungen von Benachteiligung im Sinne 

von (Sozialisations-)Defiziten in Bezug auf Ausbildungs- und Beschäftigungsfähigkeit 

bzw. Arbeitswilligkeit, vor allem in den liberalen und erwerbsarbeitszentrierten Über-

gangssystem, die dann eher kompensatorische oder „Workfare“-Maßnahmen rechtfer-

tigen. 

• In den unterinstitutionalisierten Systemen werden Benachteiligungen von Jugendlichen 

eher strukturellen Defiziten wie segmentierten Arbeitsmärkten und fehlenden Berufs-

bildungs- und Wohlfahrtsstrukturen zugeschrieben. 

• In den universalistischen Systemen sind die Zuschreibungen individualisiert - (noch) 

nicht für eine Wahlbiografie bereit zu sein, die Maßnahmen sind jedoch strukturbezo-

gen: Erweiterung von Zugängen zum regulären Übergangssystem. 

In der Benachteiligtenförderung spiegeln sich diese Kategorien darin, welche Jugendlichen 

Adressaten/-tinnen besonderer Förderung sind: 

• Im universalistischen System erstreckt sich spezielle Förderung auf Jugend im Allge-

meinen. Um Stigmatisierung zu vermeiden, gilt das Prinzip, keine Problemgruppen zu 

bilden. 

• Im erwerbsarbeitszentrierten System bezieht sich Jugend auf die Altersgruppe von 0 

bis 25 bzw. 30 und die Zuständigkeit bezieht sich sowohl auf Angebote, die sich an alle 

Jugendlichen richten, als auch auf spezifische Angebote für „benachteiligte Jugendli-

che“. In Deutschland zeigt sich dies, dass die verlängerte Jugendphase im KJHG nur 

im Fall von Sozialisationsrückständen (Benachteiligung) eine verlängerte Zuständigkeit 

der Jugendhilfe bedeutet. 

• Im unterinstitutionalisierten System schließlich sind alle Jugendlichen zwischen 15 und 

30 Jahren gemeint. 

Verschiedene Vorstellungen und Erwartungen an Jugend spiegeln sich schließlich in unter-

schiedlichen Bildungsbegriffen und Berufsbildungssystemen: 

• ein ganzheitlicher Bildungsbegriff in den skandinavischen Ländern, 

• ein sehr instrumenteller in den angelsächsischen, 

• ein status-, berufs- und positionsbezogener in den kontinentalen Staaten und schließ-

lich 

• ein statusbezogener Bildungsbegriff in den südeuropäischen Ländern in dem Sinn, 

dass Jugendliche im Bildungssystem verbleiben, um (wenigstens) vom Status „Schü-

ler/-in“ bzw. „Student/-in“ zu profitieren. 

Entsprechend diesen unterschiedlichen Erwartungen, was denn eigentlich der „normale“ Weg 

in das Beschäftigungssystem ist, werden auch die Abweichungen von diesem Weg unter-

schiedlich interpretiert und Unterstützungsbedarfe abhängig davon formuliert und anerkannt. 

So ist beispielsweise in Ländern mit einer generell hohen Arbeitslosigkeitsrate unter jungen 
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Leuten unter 25 Jahren die Tendenz höher, Phasen der Arbeitslosigkeit und Unterbeschäfti-

gung als „normal“ zu betrachten und sie nicht auf individuelle Defizite zurückzuführen. 

Die Expertise basiert angesichts dieser Unterschiede auf einem theoretischen Verständnis 

von Benachteiligung im Übergang vom Bildungs- ins Beschäftigungssystem, das wie folgt zu-

sammengefasst werden kann: 

• Übergänge zwischen dem Bildungs- und dem Beschäftigungssystem haben sich zu-

nehmend entstandardisiert. Deshalb sind europaweit Maßnahmen notwendig, die eine 

Diversifizierung anerkannter und unterstützter Wege in das Beschäftigungssystem aus 

einer ganzheitlichen, lebenslaufbezogenen Perspektive möglich machen. 

• Als eine Folge aus dieser Entstandardisierung muss soziale Integration oder Inklusion 

ganzheitlich als ein Zusammenspiel von sozialen Strukturen und individuellen Hand-

lungsmöglichkeiten betrachtet werden. Eine solche Betrachtungsweise schließt eine 

individualisierende, defizitorientierte Zuschreibung von Benachteiligung genauso aus 

wie die Verkürzung sozialer Integration auf Eingliederung in das Beschäftigungssys-

tem. Vielmehr stellt sie subjektive Motivation – gedacht als Resultante aus Partizipati-

onschancen und realistischer subjektiver Einschätzung dieser Chancen – ins Zentrum 

politischer Überlegungen. 

Benachteiligung steht also als Konzept für die ungleiche Verteilung von Partizipationschancen 

und das Risiko sozialen Ausschlusses in den individuellen Übergangsverläufen von Bildung in 

Beschäftigung. Benachteiligung resultiert in dieser Lesart aus einem Zusammenspiel von 

strukturell und institutionell bedingten Faktoren. Dazu zählen einerseits die mangelhafte Zu-

gänglichkeit und Erreichbarkeit sowie die geringe subjektive Relevanz von verfügbaren Mög-

lichkeiten im Übergang zwischen Schule und Beruf. Andererseits steht diesen strukturellen 

Mängeln ein individueller Mangel an Ressourcen gegenüber, die die Voraussetzung darstel-

len, diese Chancen als solche wahrzunehmen. Anstatt auf „Problemgruppen“ und einzelne 

Übergangsschwellen richtet sich der Blick deshalb auf Konstellationen von Benachteiligung. 
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4. Überblick über europäische Ansätze der Benachteiligtenförderung 

Im Folgenden soll ein Überblick über verschiedene Typen von Maßnahmen für benachteiligte 

Jugendliche und deren Bedeutung in den an der Studie beteiligten Ländern geboten werden.6 

Entsprechend den im vorigen Kapitel erarbeiteten unterschiedlichen Rahmenbedingungen der 

unterschiedlichen Übergangssysteme lassen sich Maßnahmen der Benachteiligtenförderung 

vorläufig in drei Maßnahmenfelder unterteilen: 

• Maßnahmen gegen das frühzeitige Verlassen des Bildungssystems, 

• konkrete Maßnahmen gegen Jugendarbeitslosigkeit sowie - in etwas allgemeinerer 

Perspektive –  

• Modelle aktivierender Arbeitsmarktpolitik für Jugendliche und junge Erwachsene. 

Diese Unterteilung folgt der Logik der in Kapitel 1 genannten zwischen den Ländern vereinbar-

ten politischen Prioritäten. Da außer Österreich keines der untersuchten Länder ein dem deut-

schen dualen Ausbildungssystem vergleichbares Berufsbildungssystem hat, ist die spezifisch 

deutsche Unterteilung nach Maßnahmen an der 1. und 2. Schwelle nicht anwendbar. In vor-

wiegend schulisch oder rein betrieblich („On the job“) organisierten Berufsbildungssystemen 

herrschen Übergangswege vor, die mit diesem Konzept nicht erfassbar sind. 

4.1 Maßnahmen gegen vorzeitiges Verlassen des Bildungssystems 

Auf europäischer Ebene hat sich inzwischen ein Perspektivwechsel durchgesetzt: als Bil-

dungsverlierer/-innen gelten nicht mehr nur Schulabbrecher/-innen7, sondern alle 18 - 24-Jäh-

rigen ohne allgemein- oder berufsbildenden Sekundarabschluss - ISCED-Stufe 3, die an kei-

ner Bildungsmaßnahme teilnehmen. Abbildung 1 zeigt die Entwicklung des Anteils an vorzeiti-

gen Aussteiger/-iInnen aus dem Bildungssystem in den letzten 10 Jahren. 

 

Abkürzungen: 

Österreich (AT), Bulgarien (BG), Deutschland (DE), Dänemark (DK), Finnland (FI), Griechen-

land (GR), Italien (IT), Polen (PL), Portugal (PT), Rumänien (RO), Slowakische Republik (SK), 

Slowenien (SI), Spanien (ES) und dem Vereinigten Königreich (UK). 

                                            
6 Wo diese in Bezug zu Bildungs- und Arbeitsmarktstatistiken gebracht werden, wird auch Deutschland 

in den entsprechenden Schaubildern aufgeführt, um die Relevanz der Aussagen für die deutsche Per-
spektive zu verdeutlichen. 

7 Worunter man in Deutschland lange Schulabgänger/-innen ohne Hauptschulabschluss verstand. 
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Abbildung 1: Schulabgänger/-innen mit niedrigen Abschlüssen 1994-2004 (Eurostat) 

In Deutschland werden in diese Zahl alle jungen Frauen und Männer einberechnet, die das 

Bildungs- und Ausbildungssystem weder mit dem Abitur noch mit einer berufsqualifizierenden 

Ausbildung verlassen haben. Der Platz Deutschlands im europäischen Vergleich zeigt, dass 

trotz der hohen Anteile der Jugendlichen, die vom dualen Ausbildungssystem erreicht werden, 

die Anteile der gering Qualifizierten relativ konstant und im Vergleich mit Ländern wie Öster-

reich und Dänemark, aber auch Polen, Slowakei und Slowenien, relativ hoch sind. Welche 

Anstrengungen werden nun unternommen, den Anteil derer zu senken, die das Bildungssys-

tem unterhalb der angenommenen Schwelle von ISCED 3 verlassen? Die folgende Übersicht 

beginnt bei den eher strukturbezogenen, präventiven Ansätzen und endet in der Tendenz bei 

den individualisierenden, kompensatorischen: 

- Schulreformen: Verlängerung der Schulpflicht, Verbreiterung der Zugänge zu weiterfüh-

render Schulbildung, Ausbildung und Hochschulbildung sowie Erhöhung der Durchlässig-

keit zwischen verschiedenen Bildungsgängen; Anpassung von Bildung und Ausbildung an 

individuelle und ökonomische Bedürfnisse; Entwicklung nationaler Bildungsrahmen wie in 

Großbritannien und Slowenien. 

- Bildungsgeld zum Ausgleich sozialer Ungleichheit; dies gilt entweder für alle, weil der An-

spruch an die Staatsbürgerrechte gekoppelt ist wie in Dänemark, oder abhängig von der 

Feststellung von Bedürftigkeit wie z.B. in Großbritannien, oder, als negativer Anreiz, indem 

Familienleistungen an den Schulbesuch der Kinder geknüpft ist (z.B. Portugal, Slowakei). 

Ein basaler Ansatz sind freie Mahlzeiten und Schulbücher für benachteiligte Gruppen wie 

die Roma (Bulgarien, Griechenland, Rumänien, Slowakei). 

- Beratung: niedrige Schwellen, um Probleme festzustellen und individuelle Bildungsent-

scheidungen zu beeinflussen. Quantitative Breite und Qualität reichen von Vertrauensleh-

rer/-innen, Schulsozialarbeit bis hin zu spezialisierten Berater/-innen in den Schulen für al-
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le Schüler/-innen, um gestiegene Bildungsanforderungen zu bewältigen; Good Practice ist 

das kommunale Beratungssystem in Dänemark oder das slowenische Beratungsnetzwerk, 

das unterschiedliche Akteure in einer personalisierten Perspektive zusammenbringt. 

- Stützunterricht und sonderpädagogische Maßnahmen innerhalb der Regelschule: Schü-

ler/-innen mit besonderen Bedürfnissen werden durch individualisierte Lehrpläne, zusätzli-

ches Personal und flexible Unterrichtsformen gefördert. Im Falle von ethnischen Minder-

heiten werden Assistenzlehrer/-innen aus den jeweiligen Ethnien ausgebildet und beschäf-

tigt; individualisierte Unterstützung kombiniert formelle und non-formelle Bildung; Good 

Practice für eine deutliche Reduktion von Schulabbruch durch eine Vielfalt von Maßnah-

men ist Griechenland; Good Practice für interkulturelle Bildung ist das Programm „Team-

teaching für Einwanderer in Handelsschulen für Beschäftigte“ (Österreich). 

- „Second-Chance“-Schulen bieten denen, die schon abgebrochen haben, Möglichkeiten, 

Abschlüsse nachzuholen. Programme müssen mit Arbeit und Familie vereinbar sein, z.B. 

durch Abendschulen, die Verbindung von formeller und non-formeller Bildung oder in Ver-

bindung mit beruflicher Bildung. Der Fall Griechenlands ist bemerkenswert. Dort sind 6 % 

der 14- bis 24-Jährigen in Abendschulen eingeschrieben. 

- (Berufs)vorbereitende Maßnahmen zielen meistens darauf ab, Sozialisations- und Bil-

dungsdefizite auszugleichen; nur manche vermitteln Abschlüsse, andere sind reine Warte-

schleifen. Der Schwerpunkt liegt auf persönlichen Kompetenzen und praktischem Lernen. 

Good Practice Beispiele sind „Getting Connected“ (UK) und die „Produktionsschulen“ (Dä-

nemark), weil sie Jugendlichen Raum zum Ausprobieren und „Learning by Doing“ lassen. 

Die „Ausbildungsvorbereitungskurse“ (Österreich) sind „Gute Praxis“, weil sie Berufsvorbe-

reitung auf eine spätere Ausbildung anrechnen lassen. 

- Anerkennung informeller Kompetenzen kann das Fehlen formaler Abschlüsse ausgleichen 

und Zugang zu Weiterbildung oder Beschäftigung öffnen. Good Practice sind nationale Bil-

dungsrahmen (siehe oben) oder die portugiesischen „Zentren zur Feststellung, Anerken-

nung und Zertifizierung“. 

- Schließlich gibt es auch noch zahlreiche Fälle, in denen schwache Schüler/-innen in Son-

derschulen abgeschoben werden, was sich u.a. auch im niedrigeren Status von Abschlüs-

sen widerspiegelt. 

- Berücksichtigt man, dass individuelle Bildungsentscheidungen mit strukturellen Bedingun-

gen zusammenhängen, sind koordinierte Maßnahmen am wirksamsten. Ein Beispiel ist die 

rumänische „Strategie für verbesserte Zugangsbedingungen der Roma zu Bildung und 

Ausbildung“, ein anderes ist die britische Politik, die Schulreformen, individuelles Bildungs-

geld und das Beratungsprogramm „Connexions“ verbindet. 
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Tabelle 2 zeigt einen groben Überblick über Profile nationaler Förderansätze. Die quantitative 

und qualitative Bedeutung einzelner Maßnahmetypen wird in Beziehung gesetzt zum Ausmaß 

von Schulabbrüchen in der oben genannten „europäischen“ Definition und deren Entwicklung: 

 

Tabelle 2: Ansätze gegen niedrige Bildungsabschlüsse 
 

Ausmaß 

u. Ent-

wicklung 

niedriger 

Bil-

dungsab-

schlüsse 

Länder Refor-

men 

Bildungs-

geld 

Beratung Sonderpäd. 

Hilfen in der 

Regelschule 

‘Second 

chance’ 

Berufs-

vorberei-

tung 

Sonder-

schulen 

Integrierte 

Ansätze 

Niedrig 

Stabil  DK, FI + ++ ++ ++ +/- ++ +/- ++ 

AT +/- + +/- +(+) + ++ + + 
Abnahme 

SI ++ + + ++ + + +/- +(+) 

Unklar PL, SK ++ +/- +/- + + + ++ +/- 

Mittel 

GR +/- +/- + ++ ++ +/- + +/- 
Abnahme 

UK +(+) +(+) +(+) + + + + ++ 

Hoch  

Stabil PT ++ +/- +/- + + + + +/- 

Abnahme ES, IT ++ +/- +/- + + + +/- + 

Unklar BG, 

RO 

++ +/- +/- +(+) + + +/- + 

 

Bewertungsskala: - nicht vorhanden; +/- unbedeutend; + wichtig; ++ sehr wichtig; Einschät-

zung durch nationale Experten/-tinnen anhand von NAPs und NAPIncls in Bezug auf quantita-

tive Abdeckung und qualitative Erfolgsfaktoren. 

 

Zusammengefasst zeigt sich, dass Schulreformen, Bildungsgeld und flexible Unterstützungs-

formen die wichtigsten Instrumente bei der Senkung von Schulabbrüchen sind. Ein häufiger 

Ansatz ist außerdem der Ausbau berufsbildender Ausbildungs- und Qualifikationsmaßnah-

men, obwohl gerade in den berufsbildenden Ausbildungsgängen die Quote der Abbrecher und 

Abrecherinnen am höchsten ist. Während dies als möglicher Hinweis auf unterschiedliche pä-

dagogische Qualität im Berufsbildungsbereich gewertet werden kann, so sollte gleichzeitig 
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nicht übersehen werden, dass es in der Regel schwächere Schüler/-innen sind, die sich für 

berufsbildende Zweige entscheiden. 

4.2 Maßnahmen gegen Jugendarbeitslosigkeit 

Versucht man die Wirkungen von Maßnahmen im Rahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik auf die 

Entwicklung von Jugendarbeitslosigkeit zu analysieren, stößt man auf größere Schwierigkei-

ten, da andere Faktoren - vor allem wirtschaftliche Entwicklung und Bildungspolitik - unter Um-

ständen eine wesentlich größere Rolle spielen als einzelne Fördermaßnahmen oder -program-

me. Ein Vergleich der Jugendarbeitslosigkeitsrate zeigt jedoch unterschiedlich starke Schwan-

kungen in verschiedenen Ländern über die Zeit, die nicht allein aus der gesamtwirtschaftlichen 

Entwicklung erklärt werden können. 

 
Abbildung 2: Jugendarbeitslosigkeit (<25 Jahre) 2000-2004 in Prozent (Eurostat LFS) 

 

Im Folgenden wird ein Überblick über die wichtigsten Maßnahmetypen gegeben: 

- Deregulierung des Zugangs zum Arbeitsmarkt durch die Minderung der Anstellungskosten 

bei jungen Frauen und Männern mithilfe von Befristung oder gemindertem Sozialschutz. In 

manchen Ländern wird dies durch eine Ausweitung von staatlichen Sozialleistungen und 

Zugängen zu Bildung und Ausbildung abgefedert (Finnland, Slowenien und vor allem Dä-

nemark). In Südeuropa und in gewisser Hinsicht auch im Vereinigten Königreich ist dies je-

doch nicht der Fall, so dass Prekärität und Armut unter Jugendlichen und jungen Erwach-

senen zugenommen haben. 

- Berufliche Bildung: Zu niedrige Bildungsabschlüsse sowie die mangelnde Passung zwi-

schen Bildung und Beschäftigung (engl.: mismatch) gelten als zentrale Probleme. Generell 

gilt, dass „mismatch“ am niedrigsten ist, wo Akteure der Wirtschaft an der Steuerung, Fi-
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nanzierung und Umsetzung beruflicher Bildung beteiligt sind, während Lernen außerdem 

in den Kontext „realer“ Arbeit eingebettet ist. In Deutschland wie in Österreich nimmt das 

„duale System“ der Lehrlingsausbildung einen hohen Anteil von Schulabgänger/-innen auf 

und ermöglicht ihnen damit einen anerkannten Sekundarabschluss sowie einen vergleichs-

weise reibungslosen Übergang zu qualifizierter Beschäftigung. Ein Problem ist allerdings 

die Abnahme angebotener Ausbildungsplätze und die Schwierigkeit, das duale System 

veränderten Wirtschafts- und Arbeitsmarktstrukturen anzupassen (z.B. Dienstleistungsbe-

rufe). Dennoch hat in den vielen anderen Ländern, in denen berufliche Bildung primär 

schulisch angeboten wird, die Einführung betrieblicher Berufsbildung oberste Priorität: 

Lehrlingsausbildung als Alternative zur berufsbildenden Sekundarstufe (Italien, Portugal, 

Polen und UK); die Modernisierung berufsbildender Lehrpläne und die Integration von Pra-

xisanteilen (Spanien, Portugal, Dänemark, Finnland, Griechenland, Slowakei); betriebliche 

Qualifizierungsmaßnahmen für arbeitslose Jugendliche unterhalb der Ebene von Sekun-

darabschlüssen (Bulgarien, Spanien, Griechenland, Polen, Rumänien, Slowenien, Slowa-

kei). 

- Lohnkostenzuschüsse zielen darauf, Arbeitgeber für die Anstellung Jugendlicher und jun-

ger Erwachsener trotz ihres Mangels an Erfahrung zu entschädigen. Das können Lohnkos-

tenzuschüsse oder Steuervergünstigungen für die Anstellung von Schulabgänger/-innen 

sein; dies ist vor allem in Mittel- und Osteuropa, aber auch in Südeuropa wichtig, wo Ju-

gendarbeitslosigkeit auch diejenigen mit höherer Bildung trifft und/oder kein ausgedehntes 

duales System beruflicher Bildung besteht (Bulgarien, Rumänien, Polen, Slowenien, Slo-

wakei, Italien, Griechenland). Lohnkostenzuschüsse für arbeitslos gewordene Jugendliche 

haben eher die Funktion der „Re-Sozialisierung“ in Bezug auf Arbeit und überwiegt eher 

dort, wo vor allem diejenigen mit niedrigen Schulabschlüssen von Arbeitslosigkeit betroffen 

sind (Dänemark, Finnland, UK, aber auch Griechenland und Portugal). Während diese 

Programme potenziell Einstiegsmöglichkeiten für Jugendliche und junge Erwachsene in 

Beschäftigung und On-the-job-Training erhöhen, beinhalten sie gleichzeitig das Risiko, 

dass sie reguläre Arbeitsplätze ersetzen und somit zur Deregulierung des Arbeitsmarktes 

beitragen. 

- Schaffung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten: Ein anderer Typ aktiver Arbeitsmarktpolitik 

zielt darauf, Übergänge durch die Schaffung zusätzlicher Beschäftigungsmöglichkeiten von 

der Nachfrageseite des Arbeitsmarktes unabhängig zu machen. Beschäftigung im öffentli-

chen Sektor spielt dabei im Allgemeinen eine geringere Rolle (Ausnahme ist das französi-

sche Programm „Emploi-jeunes“), während die Unterstützung bei Existenzgründungen und 

Selbstständigkeit an Bedeutung gewonnen hat. Dies gilt vor allem in Kontexten, in denen 

auch hoch qualifizierte Arbeitslose an den Segmentationsstrukturen des Arbeitsmarktes 

scheitern (vor allem Griechenland, Italien und Polen). Oft richten sich solche Maßnahmen 
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ausdrücklich an junge Frauen. Beschäftigungsmaßnahmen richten sich in der Regel vor al-

lem an Jugendliche, denen der Einstieg in Ausbildung und Beschäftigung über längere Zeit 

nicht gelingt, vor allem Behinderte und diejenigen mit gesundheitlichen und psychischen 

Beeinträchtigungen (vor allem in Dänemark, Griechenland, Italien, Österreich und Polen). 

Besonders die Beschäftigung im Dritten Sektor gilt als erfolgreicher Ansatz, da die soziale 

Einbettung von Unterstützung und Beschäftigung auch die Motivation der Adressaten und 

Adressatinnen erhöht; vor allem die Kooperativen in Italien - soziale Unternehmen - gelten 

hierbei als Good Practice. 

- Schließlich sollen noch die Gleichstellungs- und Anti-Diskriminierungsmaßnahmen er-

wähnt werden, die potenziell eine Rolle für den Übergang Jugendlicher in Ausbildung und 

Arbeit spielen könnten (auch wenn dies bisher nur bedingt der Fall ist). Dies gilt vor allem 

in Bezug auf Geschlecht und Ethnizität, obwohl auch Einstellungshemmnisse mit Verweis 

auf die fehlende Arbeitserfahrung Jugendlicher als altersbedingte Diskriminierung ange-

gangen werden könnten. Die Europäische Anti-Diskriminierungs-Direktive ist ein wichti-

ger Schritt in diese Richtung, obwohl bisher keine Erkenntnisse darüber vorliegen, inwie-

weit die Ratifizierung durch die Mitgliedstaaten Auswirkungen auf die Übergänge Jugendli-

cher, besonders die von jungen Frauen, Jugendlichen mit Migrationshintergrund und An-

gehörigen von Minderheiten hat. 

Tabelle 3 vermittelt einen Überblick über verschiedene Profile und Schwerpunkte aktiver Ar-

beitsmarktpolitik für Jugendliche und junge Erwachsene. Ausgenommen sind Beratungsange-

bote, da diese im nächsten Abschnitt gesondert behandelt werden. 
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Tabelle 3: Profile aktiver Arbeitsmarktpolitik  

 
* Niedrig = < 7%; Mittel = 7-10%; Hoch = >10%; ** Anteil befristeter Arbeitsverträge und Lohnkostenzu-

schüsse mit befristeter Vertragsdauer (EUROSTAT LFS, 2004; NAPs 2004); *** nach Zunahme von 

Beteiligung an beruflicher Bildung (EURYDICE, 2005) und Bedeutung in den NAPs 2004; **** in Grie-

chenland und Italien vor allem Selbstständigkeit; Dritter Sektor v.a. für Zielgruppen mit eingeschränkter 

Wettbewerbsfähigkeit (NAPs 2004);   

Bewertungsskala: - nicht vorhanden; +/- unbedeutend; + wichtig; ++ sehr wichtig (NAPs und NAPincls). 

4.3 Aktivierung und individuelle Förderpläne 

In Deutschland gilt seit der Reform des SGB III die Maxime des „Förderns und Forderns“, also 

ein Ansatz, der die Aktivierung der Selbsthilfekräfte der Individuen in den Mittelpunkt stellt. Da-

mit folgt Deutschland einem europaweiten Trend. 

Jugendarbeitslosig-

keit (JA) 

JA-Rate Ten-

denz 

Länder Arbeits-
marktdere-
gulierung** 

Relevanz 
von Ausbil-
dungsmaß-
nahmen*** 

Relevanz 
von Lohn-
kostenzu-
schüssen 

Relevanz von 
Beschäfti-
gungsförde-
rung**** 

Stabil DK, FI ++ ++ +/- +/- 

Zu-
nahme 

AT +/- ++ +/- +/- 

Niedrig 
(<10%) 

Stabil UK +(+) +(+) + +/- 

Stabil SI ++ +(+) ++ +/- Mittel 
(10-20%) Zu-

nahme 
PT ++ +(+) + +/- 

Ab-
nahme 

GR + + + +(+) 

Ab-
nahme 

ES ++ + + + 

Ab-
nahme 

IT +(+) + +(+) +(+) 

Ab-
nahme 

SK + + ++ +/- 

Zu-
nahme 

PL + + ++ +/- 

Ab-
nahme 

BG + + ++ +/- 

Hoch 
(>20%) 

Zu-
nahme 

RO + + ++ +/- 
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Wie wird dieser allgemeine Trend zur Aktivierung in den unterschiedlichen Ländern interpre-

tiert und gestaltet? Dabei sollen zwei Aspekte näher untersucht werden. Zum einen der Zu-

gang junger Frauen und Männer im Übergang zu Sozialleistungen, die im Kontext von Aktivie-

rung häufig als negative (sanktionierende Kürzung) oder positive Anreize (belohnende Erhö-

hung) eingesetzt werden; zum anderen die Gestaltung von (Berufs)Beratung in Form von indi-

viduellen Handlungsplänen bzw. Eingliederungsvereinbarungen. 

 

Schlüsselt man die unterschiedlichen Ansätze anhand ihrer Auswirkungen auf die Gewährung 

von Sozialleistungen auf, so zeigen sich - in Übereinstimmung mit vergleichenden Sozialpoli-

tikanalysen8 - vier grundsätzliche Konstellationen: 

- Unterstützende Aktivierung: Sozialleistungsansprüche sind universell und individuell an 

den Bürgerstatus gekoppelt; der Bezug ist an Bedingungen geknüpft, doch bestehen breite 

Wahlmöglichkeiten in Bezug auf Bildung, Ausbildung und Erwerbsarbeit (vor allem Däne-

mark und Finnland); 

- Aktivierung als „workfare“ eröffnet begrenzte Wahlmöglichkeiten. Der Sozialleistungsbe-

zug ist an enge Bedingungen geknüpft, die mittels strikter Sanktionen (Kürzung von Leis-

tungen) bestraft werden (vor allem UK); 

- Begrenzte Aktivierung auf Grund eines begrenzten Zugangs zu Sozialleistungen; teilweise 

Sanktionierung mangelnder aktiver Arbeitssuche durch Blockierung des Zugangs zu Bera-

tungs- und Bildungsangeboten und Löschung aus dem Register (Österreich, Portugal, 

Spanien, Slowenien). In Bulgarien, Polen, Rumänien und der Slowakei wird die Beschrän-

kung durch den begrenzten Ausbau der Arbeitsverwaltung verstärkt. 

- In Ländern ohne nennenswerten Ausbau der Arbeitsverwaltung, in denen junge Arbeitssu-

chende de facto keinerlei Anspruch auf Sozialleistungen haben, besteht im Prinzip kein 

Ansatzpunkt für aktivierende Arbeitsmarktpolitik (Griechenland, Italien). 

Das Hauptziel aktivierender Ansätze ist, zu vermeiden, dass sich Arbeitslosigkeit verfestigt 

und zu Langzeitarbeitslosigkeit wird oder erst gar nicht entsteht. 

 

Kern der meisten Ansätze sind individuelle Handlungspläne bzw. Eingliederungsvereinbarun-

gen. Dies sind in den meisten Fällen schriftliche Vereinbarungen, die auf einer Auswertung 

der persönlichen Umstände, Fähigkeiten und beruflichen Qualifikationen des oder der Einzel-

nen basieren sollen, die Art und Umfang notwendiger Unterstützung bestimmt und die Schritte 

des beruflichen Eingliederungsprozesses festlegt. 

                                            
8 s.u. 
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Solche Maßnahmen für Jugendliche und junge Erwachsene reichen von der Beschränkung 

auf berufliche Eingliederungsvereinbarungen bis hin zu kontinuierlicher Beratung in verschie-

denen Lebensbereichen. Die unterschiedliche Prioritätensetzung spiegelt sich auch in einer 

unterschiedlichen Institutionalisierung: 

- Beschäftigungszentriert: Auf die berufliche Eingliederung beschränkte Vereinbarungen mit 

der Arbeitsverwaltung (Bulgarien, Polen, Slowakei, Rumänien, Griechenland, Italien, teil-

weise auch Österreich und Deutschland), die primär dazu dienen, Arbeitssuchende in Akti-

vierungsprogramme zu vermitteln; in vielen Fällen ist die quantitative Abdeckung aber 

noch nicht erreicht (in Bulgarien und Rumänien nur marginal). 

- Multidisziplinär: Umfassende Prozesse der Eignungsfeststellung durch heterogene, spezi-

alisierte Teams der Arbeitsverwaltung (Portugal, Spanien, Slowenien und UK). 

- Integrierte Dienste der Arbeitsverwaltung in Kooperation mit anderen Akteuren (z.B. Schu-

len, soziale Dienste, Jugendarbeit oder Jugendsozialarbeit), die berufliche Orientierung 

und Information in andere Bereiche integrieren (Griechenland, Italien, Polen, Slowenien, 

UK). 

- ‚Dienstleistungen aus einer Hand’: Individuelles Assessment und Eingliederungspläne im 

Kontext stabiler Kooperation (‚One-Stop-Shops’), z.B. zwischen Arbeitsverwaltung und So-

zialämtern, innerhalb derer unterschiedliche Probleme bearbeitet werden, ohne die Adres-

saten/-tinnen hin- und herzuschieben (z.B. Finnland; in anderen Ländern vor allem im Fall 

von ‚mehrfacher Benachteiligung’). 

- Ganzheitliche Systeme entwickeln individuelle Handlungspläne in vertraulichen und ano-

nymen Beratungssettings; Bildung, Erwerbskarriere und persönliche Entwicklung bleiben 

der individuellen Perspektive entsprechend ineinander verschränkt; es werden individuelle 

Netzwerke zu anderen Institutionen und Akteuren gesponnen (Schule, Berufsberatung, Ar-

beitsverwaltung usw.); häufig liegt die Koordination bei der Kommunalverwaltung (z.B. in 

Dänemark). 

Vor diesem Hintergrund lassen sich im Folgenden verschiedene Ansätze von aktivierender 

Arbeitsmarktpolitik für Jugendliche skizzieren: 

 

 

 

 

 



    Good Practice Center 
                                                                                                              Benachteiligtenförderung 
 

 24

Tabelle 4: Typen von Beratung 
Typen von 

Beratung 

Länder Zielgruppe Ansprüche auf 

Sozialleistungen 

Akteure  Schwer-

punkt 

Langzeit-

arbeits-

losigkeit* 

AT (und 

D) 

Alle Arbeits-

suchenden 

Begrenzt  Niedrig 

Begrenzt, nied-

riges Leistungs-

niveau 

Beschäfti-

gungs-

zentriert BG, PL, 

RO, SK, 

GR, IT  

Alle Arbeits-

suchenden 

(aber geringer 

Ausbau) Keine  

Arbeits-

verwaltung 

Arbeitssu-

che,  

Maßnahme-

vermittlung  

 

Hoch 

ES, PT, SI Begrenzt, nied-

riges Leistungs-

niveau 

Mittel-Hoch Multi-

disziplinär  

UK (New 

Deal) 

Alle Arbeits-

suchenden 

 

Arbeitslose Workfare 

Arbeits-

verwaltung 

Arbeitssu-

che,  

Maßnahme-

vermittlung Niedrig 

GR, IT, 

PL  

Schulabgän-

ger, Arbeits-

suchende 

Begrenzt bzw. 

keine  

Hoch Koordinier-

te Dienste 

UK (Con-

nexions) 

Schüler,-

abgänger 

Bildungsgeld 

bzw. Workfare 

Arbeitsver-

waltung, 

Schulen, 

soziale 

Dienste 

Berufs- und  

Bildungs- 

beratung  

Niedrig 

Dienste 

aus einer 

Hand 

(One-Stop 

Shops) 

FI  Benachteiligte 

Jugendliche 

Universell Arbeitsver-

waltung, 

Schulen, 

soziale 

Dienste 

Arbeitssu-

che, Maß-

nahmever-

mittlung, 

Bildungs-/ 

Berufsbera-

tung, psy-

chosoziale 

Hilfen  

Niedrig 

Ganzheit-

liches Sys-

tem 

DK  Schüler, alle 

Schulabgän-

ger, benach-

teiligte Ju-

gendliche  

Universell  Arbeitsver-

waltung, 

Schulen, 

soziale 

Dienste, 

Kommunal-

verwaltung 

Lebens- 

und Bil-

dungspla-

nung (Ar-

beitssuche 

und Maß-

nahme-

vermittlung 

sekundär)  

Niedrig 

Quellen: NAPs 2004, Länderberichte in Walther/Pohl 2005 
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5. Europäische Ansätze im Vergleich: ein Raster 

Bevor in Kapitel 6 unterschiedliche Good-Practice-Modelle zur Benachteiligtenförderung vor-

gestellt werden, lassen sich die unterschiedlichen Ansätze noch einmal in einem Raster zu-

sammenfassen. Es müssen strukturelle, institutionelle und individuelle Bedingungen und Ebe-

nen unterschieden werden, um zu vermeiden, dass Benachteiligung ausschließlich als in-

dividuelles Defizit zugeschrieben wird, für das die Individuen selbst verantwortlich gemacht 

werden. 

Eine erste Ebene zur Unterscheidung von Ansätzen zur Benachteiligtenförderung ist deshalb 

die Unterscheidung zwischen strukturellen versus individualisierenden Maßnahmen. (siehe 

Tabelle 5) 

Eine zweite Ebene unterscheidet verschiedene Interventionsfelder: Schule und Schulabbruch, 

Berufsorientierung, Berufsvorbereitung, Ausbildung, Ausbildungsbegleitung, Beschäftigungs-

förderung und nachgehende Begleitung. 

 

Tabelle 5: Individualisierende versus strukturelle Ansätze 
 

Ansatz 

Diagnose 

Individualisierend 

(Employability-Fokus) 

Strukturell 

(Fokus auf Zugänge und Op-

tionen) 

Individualisierend 

(Mangelhafte Anpassung an 

Arbeitsmarkterfordernisse) 

Berufsvorbereitung, „Workfa-

re“ 

Ausdehnung des Zugangs zu 

und der Unterstützung in re-

gulärer Ausbildung 

Strukturell 

(Marktbenachteiligung) 

Berufsvorbereitung,         

Nachqualifizierung 

Arbeitsbeschaffung, Lohnzu-

schüsse, Gründungsförde-

rung  

 

Ausgehend von diesem Raster lassen sich also Good Practice-Beispiele sowohl aufgrund der 

unterschiedlichen Interventionsfelder als auch anhand ihres Ansatzpunktes aufschlüsseln. 
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6. Good Practice-Beispiele 

Die in diesem Kapitel vorgestellten Good Practice-Beispiele wurden aufgrund der Relevanz 

von darin enthaltenen Teilaspekten für den deutschen Kontext ausgewählt9. Einbezogen für 

die Aufbereitung wurde die Vorlage für Good- Practice-Lösungen des GPC. Weil jedoch nicht 

alle Rubriken in jedem Beispiel interessant sind, wurden die Beispiele entsprechend auf diese 

Aspekte hin verdichtet.10 

6.1 Verknüpfung von Bildung und Berufsorientierung: 
Produktionsschulen, Dänemark 

Region:  Dänemark 

Träger:  Kommunen 

Finanzierung:  Kommunen, Staat 

Zielgruppe:  Schulmüde und Schulabbrecher/-innen 

Handlungsfeld:  Berufsorientierung, Berufsvorbereitung 

Umsetzungsebene:  Lernorganisation 

Die dänischen Produktionsschulen wurden in den 1980-er Jahren zu einem Mittel gegen Ju-

gendarbeitslosigkeit weiterentwickelt. Sie richten sich in erster Linie an diejenigen, die keinen 

weiterführenden allgemein- oder berufsbildenden Abschluss erwerben. Die Produktionsschu-

len verstehen Bildung primär als Persönlichkeitsentwicklung, weswegen weder akademische 

noch direkt auf dem Arbeitsmarkt verwertbare Fähigkeiten im Mittelpunkt stehen, sondern 

„Leben lernen“. Soziale, persönliche und körperliche Kompetenzen stehen im Mittelpunkt und 

werden von formaleren Bereichen wie Mathematik, Umgang mit dem Computer oder Spra-

chen lediglich ergänzt. Gelernt wird sowohl in Werkstätten als auch in unterschiedlichen Un-

terrichtsformen. Grundsächlich ist der Unterricht freiwillig. Die Schüler/-innen sind jedoch frei, 

sich ihre Lernpläne individuell zu organisieren; idealerweise so, dass Selbstbestätigung und 

Herausforderung im Gleichgewicht stehen. Während die Produktionsschulen selber keinen 

Abschluss vermitteln, nehmen viele Jugendlichen parallel dazu außerhalb an zertifizierten Bil-

dungsangeboten teil. 

Vor allem aber gilt „Learning by Doing“ in einer Reihe von Produktionswerkstätten, die von 

Schule zu Schule unterschiedlich sind: Schreinerei, Küche, Bau, Elektronik, Gesundheit, Tou-

rismus, Verwaltung, Textil, Medien, Schauspiel usw. Alle Produkte, ob dies Güter, Dienstleis-

tungen oder Darbietungen sind, werden verkauft, so dass die Jugendlichen Anerkennung für 
                                            
9 Weitere Analysen von Good-Practice-Modellen finden sich in Band 2 der Studie „Politische Maßnah-

men für benachteiligte Jugendliche in Europa“. Dieser Band steht unter 
http://europa.eu.int/comm/employment_social/social_inclusion/studies_de.htm als PDF-Datei 
zur Verfügung. 

10 Ausführlichere Diskussionen der Ansätze finden sich in der angegebenen Referenzliteratur der Fuß-
note 8. 
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ihre Arbeit erhalten. Die Werkstätten kooperieren sowohl untereinander als auch mit dem loka-

len Gemeinwesen. Die Teilnehmer/-innen können außerdem sowohl vierwöchige Praktika in 

privaten oder öffentlichen Einrichtungen absolvieren als auch an Austauschprogrammen teil-

nehmen. Während der gesamten Zeit erhalten sie eine Vergütung, die für die unter 18-Jähri-

gen 70 € und 140 € für die über 18-Jährigen pro Woche beträgt. 

 

Bis 2005 unterlag die Teilnahme keinerlei Beschränkungen. Seitdem wurde sie auf unter 25-

Jährige ohne sekundären Bildungsabschluss, Schulabbrecher und -abbrecherinnen und/oder 

mit sozialen und Verhaltensproblemen eingeschränkt. Eine Evaluationsstudie der OECD be-

stätigte bereits 1994, dass Produktionsschulen wesentlich erfolgreicher Jugendliche für Bil-

dung motivieren als das formale Bildungswesen. Es bestehen keinerlei zeitliche Beschränkun-

gen für den Ein- und Austritt in die Schule. Im Moment existieren 100 Produktionsschulen mit 

1.769 Schülern und Schülerinnen. Unter der Aufsicht des nationalen Bildungsministeriums ist 

jede Schule frei, ihre Ziele und Aktivitäten in Entsprechung mit den örtlichen Bedarfen und Ge-

gebenheiten zu bestimmen und umzusetzen. Die Finanzierung erfolgt zu Teilen von den Kom-

munen und vom Staat (Bechmann, Jensen & Holmboe 2004; Bojanowski 2005). 

Weiterführende Informationen: 

Bechmann, Jensen & Holboe (2004); Bechmann, Jensen (2005); Bojanowski (2005) 

Beschreibung des Produktionsschulenansatzes im GPC-Wissensarchiv: http://www.good-
practice.de/1063.php#1487 

6.2 Berufsorientierung und -vorbereitung für Schulabbrecher/-innen: 
„Getting connected“, UK 

Region:  England 

Träger: Freie Träger und Kommunen 

Finanzierung:  Staat 

Zielgruppe:  Schulmüde und Schulabbrecher/-innen 

Handlungsfeld:  Berufsorientierung und Berufsvorbereitung 

Umsetzungsebene:  Lerninhalte 

 

„Getting Connected“ ist ein curriculares Rahmenkonzept, um jungen Frauen und Männern, die 

aus dem System beruflicher und allgemeiner Bildung herausgefallen sind, neue Wege des 

Lernens anzubieten. Es zielt darauf ab, eine Annäherung zwischen den existierenden Ausbil-

dungswegen und den Interessen und Bedürfnissen der Jugendlichen zu schaffen. Durch ein 

methodisches Konzept, das Handlungsforschung und Erfahrungslernen durch die jungen Teil-

nehmer/-innen umfasst, sollen die Herangehensweise der Teilnehmer/-innen an Lernen, Leh-

ren und Bewerten weiterentwickelt werden. Dazu wurde ein Curriculum entwickelt, das in neun 
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thematische Einheiten untergliedert ist: „Mich selber besser kennen lernen; mit Gefühlen um-

gehen; eigene Ansichten vertreten; Beziehungen gestalten; Unterstützung geben und bekom-

men; Risiken abwägen; mein eigener Manager sein; Informationen nutzen sowie Rechte und 

Pflichten.“ 

Diese neun Einheiten werden von erfahrenen Jugendarbeiter/-innen im Rahmen eines Kurses 

in Jugendklubs und anderen Jugendorten mit Jugendlichen bearbeitet. Kursleiter und -leiterin-

nen stammen aus den Bereichen Offene Jugendarbeit, Connexions-Berater und Beraterinnen 

(s.u.), Gesundheit, Bewährungshilfe, Sozialarbeit und aus dem Bereich des ehrenamtlichen 

Engagements. Der Erfolg des Programms hängt dabei sehr stark davon ab, ob es gelingt, zwi-

schen Jugendlichen und Kursleiter und -leiterinnen eine persönliche Beziehung zu etablieren. 

Das Curriculum kann entweder als eine Arbeitshilfe verwendet werden oder aber als aner-

kannter und bei erfolgreichem Abschluss zertifizierbarer Ausbildungskurs auf dem NVQ-Level. 

 

Hintergrund dazu ist die Modularisierung der beruflichen Bildung im Vereinigten Königreich mit 

dem Nationalen Qualifikationssystem (NVQ= National Vocation System), das berufliche Quali-

fikationen zu unterschiedlichen „Levels“ zusammenfasst. 

Weiterführende Informationen: 

Getting Connected (2005); Biggart (2005) 

Website von Getting Connected: http://www.gettingconnected.org.uk 

Überblick über das britische System beruflicher Qualifizierungen NVQ: 
http://www.connexions.gov.uk/whichwaynow/subjects/qualificationsframework.html 

6.3 Ausbildungsprojekt für allein erziehende junge Mütter: 
„Lifting the Limits“, Nordirland 

Region:  Armagh/Nordirland 

Träger:  YouthAction Northern Ireland 

Finanzierung:  Staat, Stiftungen 

Zielgruppe:  Alleinerziehende ohne Ausbildung 

Handlungsfeld:  Berufsausbildung 

Umsetzungsebene:  Lernorganisation 

 

Das liberale britische ÜbergangsSystem wird normalerweise mit einem hohen Druck auf die 

In-dividuen verbunden, für sich selbst zu sorgen: „rights and responsibilities“, also „Rechte und 

Verpflichtungen“, ist die von der Labour-Regierung ausgegebene Leitformel. Jugendliche sol-

len schnellstmöglich ökonomische Unabhängigkeit erreichen. Prominent geworden ist das 

Programm „New Deal for Young People“, das arbeitslose Jugendliche nach einer kurzen Ori-

entierungsphase vor die Wahl zwischen Erwerbsarbeit, Ausbildung oder gemeinnütziger Tä-
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tigkeit stellt. Weigern sie sich, eine dieser Optionen anzunehmen, wird ihnen die Sozialhilfe 

gekürzt11. Dieses Programm wurde auch auf allein erziehende Mütter ausgedehnt. In diesem 

Kontext sind Projekte entstanden, die Aktivierung durchaus im Sinne positiver Anreize konzi-

pieren: 

„Lifting the Limits“ ist ein solches Modellprojekt in einer ländlichen Region Nordirlands. Die 

jungen Mütter waren zum größten Teil längere Zeit Sozialhilfeempfängerinnen, bevor sie ins 

Projekt eingemündet sind. Dort sind sie - einer Ausbildung im deutschen dualen System ver-

gleichbar - angestellt, erhalten einen Lohn und werden in 1½ Jahren zu „Community Leaders“ 

ausgebildet (Gemeinwesenarbeiterinnen). In dieser Zeit bauen sie selber Jugendgruppen oder 

Selbsthilfegruppen für andere junge Mütter auf. Das Projekt ist in hohem Maße durch „peer 

learning“ geprägt, d.h. Lernen voneinander und die gegenseitige Unterstützung unter den 

Teilnehmerinnen. Die jungen Mütter arbeiten nach einer sechswöchigen Trainingsphase weit-

gehend selbstständig in einem Gemeinwesen. Sie sind dabei gleichzeitig Lernende und Tuto-

rinnen in den Projekten, die sie in ihren lokalen communities aufbauen. Begleitende Trai-

ningseinheiten in den Bereichen Jugend- und Gemeinwesenarbeit, Kommunikation, Persön-

lichkeitsentwicklung und IT verknüpfen praktisches Können mit theoretischem Wissen. Der 

Abschluss entspricht dem dritten von fünf Bildungsniveaus des modularisierten britischen Bil-

dungssystems und berechtigt zum Hochschulstudium in verwandten Fächern (vergleichbar 

Fachhochschulreife). 

Viele der jungen Frauen machen nach jahrelangem gesellschaftlichen Ausschluss die Erfah-

rung, dass allein erziehend zu sein nicht notwendigerweise ein Hinderungsgrund für einen ei-

genständigen Lebensentwurf darstellen muss. Die Erfolgsquoten - gemessen an der Errei-

chung des staatlich anerkannten Abschlusses und den Übergängen in Höhere Bildung - sind 

entsprechend hoch. 

Weiterführende Informationen: 

Hayes und Biggart (2004); Walther u.a. (2004) 

Fallstudie zum Projekt: http://www.delni.gov.uk/youthaction_northern_ireland.pdf 

Website des Trägers YouthAction Northern Ireland: http://www.youthaction.org 

                                            
11 Auf diese hat jeder ab 18 ohne Job unabhängig von seiner Familie Anspruch. 
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6.4 Berufsorientierung im Netzwerk: „Total counselling network“, Slowenien 

Region: Slowenien 

Träger: Ministerium und Freie Träger 

Finanzierung: EU, Staat  

Zielgruppe: Jugendliche ohne Ausbildung 

Handlungsfeld: Berufsorientierung, Berufsvorbereitung, Netzwerk 

Umsetzungsebene: Partnerschaften und Kooperationen 

Ausgangspunkt für den „Total counselling network“-Ansatz in Slowenien war ein im Programm 

Leonardo da Vinci gefördertes Pilotprojekt, bei dem eine Untersuchung zu den Beratungsbe-

darfen von Jugendlichen durchgeführt wurde, die vorzeitig von der Schule abgegangen waren 

und sich nicht arbeitslos gemeldet hatten. Hintergrund dafür waren konstant hohe Abbruch-

quoten über alle Bildungsgänge im Bereich sekundärer und tertiärer Bildung, aber insbeson-

dere im Bereich beruflicher Bildung. Resultat des Pilotprojekts war ein Konzept ganzheitlicher 

Beratung und beruflicher Orientierung für Jugendliche, die aus dem Bildungs- und Ausbil-

dungssystem herausfallen und nicht über das öffentliche Berufsberatungssystem erreicht wer-

den. Besonderheiten dieses Ansatzes sind zum einen seine Orientierung an der ganzen Le-

benssituation der Jugendlichen und die konsequente Ausrichtung an interdisziplinärer Zusam-

menarbeit und Vernetzung zwischen Berufsorientierungsmaßnahmen, Gesundheitsprävention 

und Sexualaufklärung, der persönlichen Finanzberatung sowie dem Bereich schulischer Bera-

tung und Unterstützung. Zielgruppe sind junge Frauen und Männer zwischen 16 und 25 Jah-

ren, die aus dem Bildungs- und Ausbildungssystem herausgefallen sind und die sich nicht ar-

beitslos gemeldet haben. Die absolute Zahl dieser Jugendlichen wird auf etwa 5.000 Perso-

nen pro Jahr geschätzt. Auf nationaler Ebene wird das Programm federführend vom Ministeri-

um für Bildung und Sport in Kooperation mit unterschiedlichen administrativen und beratenden 

Institutionen durchgeführt. Die nationale Koordination wurde dem „RS Zentrum für berufliche 

Bildung“ übertragen, das für die fachliche Weiterentwicklung und kontinuierliche Evaluierung 

des Konzepts, die Weiterbildung der Berater und Beraterinnen und die Entwicklung von Pra-

xismaterialien zuständig ist. Auf regionaler Ebene wurden fünf „Kompetenzzentren für Berufs-

orientierung“ und ein privater Bildungsträger mit der Umsetzung beauftragt. Diese sind Anstel-

lungsträger für die lokalen Berater und Beraterinnen und verantwortlich für die Einrichtung von 

lokalen Beratungszentren. Zentraler Ansatzpunkt der lokalen Umsetzung ist die Vernetzung 

aller für Jugendliche zuständigen Dienste. Dies schließt die Kooperation mit Primar- und Se-

kundarschulen, den Sozialen Diensten, der öffentlichen Arbeitsverwaltung, Beratungsstellen, 

Sportvereinen, Jugendorganisationen, Gesundheitsdiensten usw. ein. Die lokalen Dienststel-

len bündeln alle Informationen über Bildungs-, Ausbildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten 

in der jeweiligen Region und organisieren den fachlichen Austausch zwischen den beteiligten 
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Netzwerkpartnern. Gleichzeitig sammeln sie Informationen über Jugendliche, die von den bis-

herigen Unterstützungs- und Bildungsangeboten nicht erreicht werden, und versuchen, mit 

diesen in Kontakt zu treten. Kommt ein Erstkontakt zustande, wird in der Beratung der Unter-

stützungsbedarf gemeinsam mit der oder dem Jugendlichen erarbeitet, indem vorhandene 

Ressourcen und Barrieren für die Aufnahme einer Ausbildung oder Beschäftigung analysiert 

werden und realistische Ziele erarbeitet werden. Dem Konsensprinzip folgend wird eine münd-

liche oder schriftliche Vereinbarung über weitere Schritte getroffen, auf der Folgeberatungen 

und der Einbezug von Fachstellen aus dem Netzwerk aufbauen. Der Beratungsprozess ist al-

so als ein Aushandlungsprozess „auf gleicher Augenhöhe“ angelegt und den Jugendlichen 

wird die Möglichkeit gegeben, ihre Bewertung des Beratungsprozesses und entsprechende 

Verbesserungsvorschläge bei der Programmevaluation abzugeben. 

Weiterführende Informationen: 

Ule u.a. (2005) 

Website des LEONARDO DA VINCI-Projekts „Total Counselling Network“: 
http://www.careerseurope.co.uk/PAH/Index.htm 

6.5 Kommunales System beruflicher Orientierung, Dänemark 

Region:  Dänemark 

Träger:  Kommunen 

Finanzierung:  Kommunen, Staat 

Zielgruppe:  Alle Jugendlichen 

Handlungsfeld:  Berufsorientierung 

Umsetzungsebene:  Partnerschaften und Kooperationen 

Viele Akteure beklagen die Unübersichtlichkeit der Förderangebote im deutschen System der 

Benachteiligtenförderung sowohl für betroffene Jugendliche als auch für Experten und Exper-

tinnen aus Bildung und Sozialer Arbeit. Beklagt wird, dass die Unübersichtlichkeit mit einer 

Vielfalt an institutionellen Zuständigkeiten innerhalb des Systems zusammenhängt (Braun und 

Lex, 2005). Hier hat Dänemark ein nachahmenswertes Vorzeigemodell entwickelt. 

 

Im Jahr 2004 trat in Dänemark die Reform der Berufsorientierung in Kraft, die eine bessere 

Abstimmung zwischen den unterschiedlichen Förderinstanzen auf lokaler Ebene zum Ziel hat. 

Dazu wurde die Zuständigkeit für schulische Berufsorientierung auf die Städte und Gemein-

den übertragen. Gleichzeitig wurde ein neues Berufsorientierungskonzept erarbeitet, das bis-

herige Konzepte bündeln und vereinheitlichen soll, indem etwa die Qualifizierung der Beraten-

den vereinheitlicht wird. Beraterinnen und Berater brauchen seither eine mindestens zweijäh-

rige Hochschulausbildung und zwei Jahre Praxiserfahrung als Einstiegsvoraussetzung, bevor 

sie eine sechsmonatige Ausbildung durchlaufen. Diese Ausbildung umfasst Theorien der be-
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ruflichen Orientierung, Beratungsmethoden, Kenntnisse über Arbeitsmarktmechanismen, das 

Bildungs- und Berufsbildungssystem, die Lebenssituation der unterschiedlichen Zielgruppen 

sowie theoretische Kenntnisse in Entwicklungspsychologie und Lernpsychologie. Als zentrale 

Koordination der Ausbildung der Berater und Beraterinnen wurde ein Kompetenzzentrum für 

Berufsorientierung beim Bildungsministerium eingerichtet, das auch für die Inhalte des natio-

nalen Internetportals für Bildungs- und Berufsorientierung zuständig ist. Über dieses Portal 

sind Informationen zu Bildungs- und Ausbildungsgängen, Arbeitsmarkttrends, Berufsbildern 

und Arbeitsmöglichkeiten im In- und Ausland abrufbar. Das Besondere an dieser Reform lässt 

sich am besten an einem konkreten Beispiel aufzeigen. Die Stadtverwaltung Silkeborg hat 

Standards für die Durchführung von berufsorientierenden Maßnahmen erlassen, die unter an-

derem Folgendes festlegen: Nachgehende Begleitung von Ratsuchenden bis zwei Jahre nach 

dem Verlassen der Sekundarstufe, die Vertraulichkeit des Beratungsprozesses, einen perso-

nenzentrierten Beratungsansatz, der an den Interessen und persönlichen Kompetenzen der 

Ratsuchenden ansetzt, die Unabhängigkeit der Beratung von institutionellen und sektoralen 

Interessen. Ein Ziel der Berufsberatungszentren ist die Vermittlung von Jugendlichen zwi-

schen unterschiedlichen Unterstützungs- und Bildungsangeboten in der Region, den regiona-

len Berufsberatungszentren, der Wirtschaft und der öffentlichen Arbeitsverwaltung. Zur perma-

nenten Evaluation und Qualitätskontrolle wurde ein Qualitätssicherungssystem installiert, des-

sen Ergebnisse im Internet veröffentlicht werden. Hier können auch die Ergebnisse der unter-

schiedlichen Zentren miteinander verglichen werden. Qualitätskriterien sind dabei Prozessva-

riablen wie die Qualität der Beratungsmethoden, die Qualifikation der Mitarbeiter/-innen sowie 

die Effektivität der berufsorientierenden Maßnahmen. 

Weiterführende Informationen: 

Bechmann Jensen u.a. (2005) 

Website des nationalen Internetportals zur Bildungs- und Berufsorientierung: http://www.ug.dk  

Website mit Hintergründen zur Reform (englisch): http://eng.uvm.dk/guidance/ 

Factsheet über das dänische Berufsorientierungssystem (englisch): 
http://www.ciriusonline.dk/Files/Filer/Faktablade/Fakatabladeeng/factsheet_careers-education-
and-guidance-in-Denmark.pdf 

Publikation des dänischen Bildungsministeriums über die Reform der Berufsorientierung (eng-
lisch): http://pub.uvm.dk/2004/guidance/ 
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6.6 Ganzheitlicher Ansatz der beruflichen Orientierung: „Connexions“, UK 

Region:  England 

Träger:  Lokale Trägerverbünde 

Finanzierung:  Staat 

Zielgruppe:  alle Jugendlichen zwischen 13 und 19 

Handlungsfeld:  Berufsorientierung 

Umsetzungsebene:  Methoden der Zielgruppenansprache 

Ziel von „Connexions“ ist die Erhöhung des Qualifikationsniveaus und der Beteiligung von Ju-

gendlichen an Bildung und Ausbildung nach dem Erfüllen der allgemeinen Schulpflicht. Diese 

beiden Dinge genießen hohe politische Priorität und schließen das politische Ziel ein, die An-

zahl der Jugendlichen, die weder im Bildungs- und Ausbildungssystem noch in Beschäftigung 

integriert sind, zu reduzieren - die so genannte „NEET“-Gruppe = „Not in Education, Employ-

ment or Training“. Neben „Connexions“ existieren noch eine Reihe anderer Programme mit 

dieser Zielsetzung, von denen hier nur die „Educational Maintenance Allowance (EMA)“, ein 

Stipendiensystem für alle Arten von Bildung und Ausbildung, erwähnt werden sollen. 

 

„Connexions“ richtet sich an alle Jugendlichen zwischen 13 und 19 Jahren und ist Teil einer 

tief greifenden Umstrukturierung des Systems beruflicher Orientierung im Vereinigten König-

reich. Träger auf lokaler Ebene sind 47 „Connexions“-Trägerverbünde, die neben den zustän-

digen Beratungsstellen auch andere Akteure einschließen, um die Zusammenarbeit mit Ju-

gendlichen, Eltern und dem lokalen Gemeinwesen zu verbessern. Das Ziel ist, alle 13- bis 19-

Jährigen Informationen über Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten und beruflicher Orientie-

rung in Form von Berufsberatung zukommen zu lassen. Der Schwerpunkt liegt in der Praxis 

auf intensiver und längerfristiger Unterstützung von Jugendlichen, die mit einer Vielzahl von 

Problemstellungen konfrontiert sind und daher riskieren, aus dem Bildungs- und Ausbildungs-

system herauszufallen. Arbeitsprinzipien sind die individuelle Stärkung von Bildungs- und 

Lernaspirationen, das Überwinden von Integrationshürden. Der Ansatz an individuellen Be-

dürfnissen und die Integration in das Gemeinwesen oder die lokale „community“. Der Ansatz, 

Integrationsmöglichkeiten über Bildung und Ausbildung zu schaffen, wird realisiert durch die 

Schaffung von Zugängen zur Unterstützung in den Bereichen Sicherung des Lebensunter-

halts, Gesundheit, Freizeitgestaltung, künstlerische Betätigung, Sport und dem Aufbau von 

Unterstützungsnetzwerken. Die Programmrichtlinien sehen explizit die Beteiligung von Ju-

gendlichen an der Planung, der Umsetzung und der Evaluation der Angebote vor, vor allem 

von Jugendlichen, die sonst nur schwer zu erreichen sind. 

Kern des „Connexions“-Ansatzes sind so genannte „Persönliche Beraterinnen und Berater“, 

die alle einen beruflichen Hintergrund aus der Berufsberatung oder aus Jugend- und Sozialar-
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beit mitbringen. Der Kontakt zwischen den BeraterInnen und den Jugendlichen findet in Schu-

len, in „Connexion Centres“ genannten Beratungsstellen, in Verbundberatungsstellen („One-

stop-shops“) oder über Streetwork statt. Dadurch sind die Persönlichen Berater/-innen der 

zentrale Anlaufpunkt für alle Unterstützungsbedarfe der Jugendlichen und kümmern sich ent-

weder selbst um entsprechende Unterstützung oder vermitteln an spezialisierte Dienste in ih-

rem professionellen Netzwerk weiter. Die einzelnen „Connexions“-Dienststellen haben unter-

schiedliche, an den lokalen Bedarf angepasste Schwerpunkte. Einige verstehen sich als Hilfe 

zur beruflichen Orientierung für alle Jugendlichen, andere konzentrieren sich auf Jugendliche 

in besonderen Problemlagen, wieder andere sind Teil eines multiprofessionellen Teams aus 

unterschiedlichen Diensten. Neben den lokalen Dienststellen gibt es einen zentralen Infopoint 

im Internet, wo Informationen zu beruflicher Orientierung, Gesundheit, Wohnen, rechtlichen 

Fragen, Umgang mit Geld, dem Thema Partnerschaft usw. zugänglich gemacht werden. So 

genannte „Direct Advisers“ stehen sieben Tage in der Woche für vertrauliche Beratung via 

Handy, SMS oder online Chat zur Verfügung. Jugendliche bekommen auch eine so genannte 

„Connexions Card“, auf der sie -  in Anlehnung an kommerzielle Kundenbindungssysteme - 

Punkte für die Teilnahme an Bildungs- oder Ausbildungskursen und ehrenamtlichen Tätigkei-

ten sammeln können und die zu einer Reihe von Rabatten berechtigt. 

 

Wichtigstes Arbeitsprinzip ist die permanente Überprüfung der professionellen Arbeit durch ein 

System von Fremd- und Selbstevaluation. Diese Evaluation schließt die permanente Überprü-

fung der Erreichung der Zielgruppe und deren Anpassung an aktuelle Gegebenheiten im Bil-

dungs- und Ausbildungssystem sowie ein System der externen Qualitätskontrolle ein. Eine E-

valuation auf Programmebene ist jedoch schwieriger aufgrund der Unterschiedlichkeit der Um-

setzung des Ansatzes auf lokaler Ebene. Bisherige Auswertungen hoben die hohe Wirksam-

keit des partizipatorischen und ganzheitlichen Ansatzes an einigen Standorten hervor, wo die 

Umsetzung besonders gut funktionierte. Ebenso positiv evaluiert wird der hohe Grad an fach-

licher Reflektiertheit der Berater/-innen und der institutionalisierte Austausch zwischen einigen 

Standorten. Die jungen Leute selbst sowie die kooperierenden Stellen hoben in einer Befra-

gung ihre Zufriedenheit mit dem Dienst hervor, auch wenn es an einigen Orten vor allem in 

der Jugendarbeit Irritationen über die hastige Umsetzung gab. Connexions wird vom „Educati-

on and Skills Department“ - vergleichbar dem Bildungsministerium in der Bundesrepublik -  mit 

750 Mio. Euro pro Jahr gefördert. Die lokale Verteilung der Gelder über die Standorte erfolgt 

nach statistischen Kriterien wie z.B. der Anzahl der Jugendlichen in der Altersgruppe in einer 

Region oder der Anzahl der Jugendlichen, die zur oben genannten „NEET“-Gruppe gehören. 

 

Im Moment ist die Weiterführung des Programms in Frage gestellt, da die Frage nach der wei-

teren Entwicklung zwischen „Berufsberatung für alle“ und „Konzentration auf besonders Be-
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nachteiligte“ nicht geklärt werden konnte. Ein weiterer kontrovers diskutierter Aspekt ist die 

Kontrollfunktion der Dienste durch das Monitoring der Jugendlichen. 

Weiterführende Informationen: 

Biggart (2005) 

Website des Connexions-Services: http://www.connexions.gov.uk 

Überblick über das britische System beruflicher Qualifizierungen: 
http://www.connexions.gov.uk/whichwaynow/subjects/qualificationsframework.html 

6.7 Beschäftigungsentwicklung und Existenzgründung: „Almere Enterprise“, 
Niederlande 

Region:  Almere/Niederlande 

Träger:  Freier Träger SSCA 

Finanzierung:  Kommune, EU 

Zielgruppe:  alle Jugendlichen und jungen Erwachsenen 

Handlungsfeld:  Beratung  

Umsetzungsebene:  Lernorganisation 

„Starters Service Centrum Almere (SSCA)“ ist ein neuartiges Angebot eines privaten Bildungs-

trägers, der außerdem Information und Beratung in Bezug auf Existenzgründung und Selbst-

ständigkeit anbietet. SSCA wurde in Kooperation mit der Stadt Almere entwickelt und wurde 

seitdem außerdem mit europäischen Mitteln finanziert. Aufgrund seiner Nähe zu Amsterdam 

hat Almere auch die Funktion einer „Schlafstadt“, weshalb die Beschäftigungsmöglichkeiten 

begrenzt sind. 

Dem Projekt liegt die Annahme zugrunde, dass das „Angebot an talentierten Unternehmer/-in-

nen weit größer ist als die Zahl derer, die sich tatsächlich selbstständig machen“. Auch wenn 

weder alters- noch bildungsmäßige Zugangsbeschränkungen bestehen, entwickelt SSCA in 

erster Linie Einrichtungen und Dienstleistungen für Jugendliche und junge Erwachsene mit ei-

ner eher schwachen Arbeitsmarktposition. Mit der Zeit sollen ein sicherer Rahmen, intensive 

Einzelberatung und -begleitung sowie die Möglichkeit, Dienstleistungen „einzukaufen“, ermög-

lichen, erfolgreich als Selbstständige zu bestehen. Andere Beratungsangebote für Existenz-

gründer und -gründerinnen und Selbstständige, wie etwa der Handelskammer, erschienen als 

ungeeignet, vor allem dann, wenn es um Selbstständigkeit als Alternative für abhängige Be-

schäftigung geht - gerade für junge Menschen mit einer gewissen Distanz zum Arbeitsmarkt. 

Die Bereiche, in denen sich junge Frauen und Männer selbstständig machen, sind vielfältig 

von Internet- und Computerdienstleistungen über Gastronomie und Einzelhandel bis hin zu 

Tanzschulen. 

Wie in anderen Existenzgründungsberatungsansätzen sind die Erstellung eines Business 

Plans sowie die Suche nach Startkapital Kern der Arbeit. Diese sind jedoch eingebettet in ein 
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ganzheitliches Beratungskonzept, das flexibel an individuell unterschiedliche Ausgangsbedin-

gungen und Bedürfnisse anpasst. Primär überwiegen informelle Lernprozesse (z.B. auch Hos-

pitationen), der Prozess kann aber auch den Erwerb formaler Qualifikationen mit einschließen. 

Ein zentraler Punkt ist außerdem das Knüpfen tragfähiger sozialer und geschäftsbezogener 

Netzwerke. 

Flankiert von informellen wie formellen Bildungsmöglichkeiten vor allem in Bezug auf die Ent-

wicklung unternehmerischer Fähigkeiten, entspricht die Förderung von Selbstständigkeit der 

Bewältigungsanforderung individualisierter Übergänge in die Arbeit bzw. Unternehmer/-in der 

eigenen Arbeitskraft zu werden. Wesentliche Ressource ist die hohe Motivation der jungen 

Frauen und Männer, die aus der Identifikation mit dem eigenen, selbst gewählten Projekt ent-

steht (Plug & du Bois-Reymond, 2004). 

Weiterführende Informationen: 

Plug und du Bois-Reymond (2004) 

Website von Starters Service Centrum Almere (SSCA): http://www.ssca.nl 

6.8 Integration non-formaler Lernformen in die Berufsausbildung für Migranten/ 
-tinnen: „Teamteaching“, Österreich 

Region:  Österreich 

Träger:  Berufsschulen 

Finanzierung:  ESF  

Zielgruppe:  BerufsschülerInnen mit Migrationshintergrund 

Handlungsfeld:  Berufsausbildung  

Umsetzungsebene:  Lernorganisation 

In Österreich gab es in der letzten Zeit die Entwicklung, dass viele Jugendliche mit Migrations-

hintergrund vor allem in den Städten verstärkt auf Handelsschulen auswichen, da diese keine 

spezielle Vorbildung als Zugangsberechtigung verlangen. Dadurch ergab sich für die Handels-

schulen das Problem, dass immer mehr Schülerinnen und Schüler aufgrund von Sprachprob-

lemen Schwierigkeiten im Unterricht hatten, was zu einer erhöhten Abbruchquote führte. Das 

Programm „Teamteaching“ organisiert für diese Schülerinnen und Schüler zusätzlichen Unter-

richt sowohl in Deutsch als auch in ihrer Muttersprache. Das Programm basiert auf einem An-

satz „Offenen Lernens“ und schließt Elemente „interkulturellen Lernens“ mit ein. Die Klassen 

werden in den Fächern Deutsch, Betriebswirtschaftslehre und Rechnungswesen in Gruppen 

aufgeteilt. Die Arbeit in kleinen Gruppen stellt die aktive Beteiligung aller Schüler und Schüle-

rinnen am Unterricht sicher, indem ein besonderes, weil tolerantes Arbeits- und Lernklima 

möglich wird. Gleichzeitig wird das Niveau des Unterrichtsstoffes jedoch nicht abgesenkt, son-

dern durch den Einsatz zusätzlicher Lehrkräfte gehalten. 2004 brachen von den 634 Teilneh-

mern-/rinnen 94 das Programm ab, die Hälfte davon, weil sie direkt auf den Arbeitsmarkt ein-
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mündeten. Die sprachlichen Kenntnisse und die Leistungen der Teilnehmenden verbesserten 

sich erheblich durch die Teilnahme am Programm und die Abbruchrate von Schülerinnen und 

Schülern mit Migrationshintergrund sank seit der Einführung des Programms erheblich. Das 

Programm wird aus ESF-Ziel 3-Mitteln als Pilotprojekt an Regelschulen finanziert. Das Budget 

für drei Jahre beläuft sich auf 4 Mio. Euro für die Jahre 2003 - 2006. Insgesamt ist das Pro-

gramm für 1.950 Schüler/-innen aus 13 Schulen ausgelegt. Eine Anschlussfinanzierung über 

das Jahr 2006 ist noch nicht gesichert (Quelle: Österreichisches Bundesministerium für Bil-

dung, Wissenschaft und Kultur). 

Weiterführende Informationen: 

Steiner (2005) 

Infoblatt zu „Teamteaching und offenes Lernen“ von esf.at: 
http://www.esf.at/downloads/update/update_16_05/lerneinheit_ausbildung.pdf 

6.9 Strukturentwicklung: Modularisierung von Berufsausbildungen, Slowenien 

Region:  Slowenien 

Träger:  Staat 

Finanzierung:  Staat 

Zielgruppe:  Jugendliche ohne Ausbildung, Betriebe, Bildungsträger 

Handlungsfeld:  Feststellung des lokalen Qualifikationsbedarfs  

Umsetzungsebene:  Lernorganisation 

In Slowenien wurde 1999 ein Nationaler Rahmen für Berufsbildung festgelegt, der die Modula-

risierung des Bildungs- und Berufsbildungssystems einführte. Hintergrund dafür ist das politi-

sche Ziel, die Anzahl Jugendlicher, die das Bildungssystem ohne jede Qualifikation verlassen, 

zu reduzieren. Die neue Regelung erlaubt es Individuen, ihre außerhalb des Berufsbildungs-

systems erworbenen Fertigkeiten und Kompetenzen als Qualifikation anerkannt zu bekom-

men. Zusätzlich wurde 2001 eine Regelung zur Modularisierung des Sekundarschul- und des 

Berufsschulbereichs eingeführt. Diese Initiativen basieren auf dem Befund, dass eine große 

Anzahl junger Leute die bestehenden Ausbildungsprogramme nicht abschließen, weil diese zu 

anspruchsvoll angelegt sind oder sie diese nicht durchhalten können. Die gesetzliche Rege-

lung der Modularisierung von Bildung und Ausbildung soll nun dafür sorgen, dass sowohl Er-

wachsene als auch Jugendliche ohne formale Qualifikation sich weiterqualifizieren können. 

Der Prozess der Modularisierung verbindet zwei Teile: Zum einen integriert die Modularisie-

rung existierende Ausbildungsstandards vergleichbar zu den deutschen Ausbildungsordnun-

gen. Zum anderen werden aber auch neue Qualifikationsprofile entwickelt, die mit dem bishe-

rigen System nicht abgedeckt sind. Ein interessanter Aspekt aus Sicht der deutschen Debatte 

ist dabei die Möglichkeit der regionalen Aushandlung dieser Qualifikationsprofile, in die alle re-
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levanten Akteure von den Sozialpartnern bis zu den Schulen in der jeweiligen Region beteiligt 

sind. 

Weiterführende Informationen: 

Ule u.a. (2005) 

Svetlik, Ivan (2004): Reaktion auf das nachlassende Interesse an beruflicher Bildung in Slowe-
nien, In Berufsbildung, Europäische Zeitschrift des CEDEFOP, Nr. 33 September – Dezember 
2004, http://www2.trainingvillage.gr/download/journal/bull-33/33_de_svetlik.pdf 

6.10 Nachholende Qualifizierung: Anerkennungs-, Validierungs- und Zertifizie-
rungszentren (RVCC), Portugal 

Region:  Portugal 

Träger:  Staatliches Ministerium, lokale Bildungsträger und Behörden 

Finanzierung:  Staat 

Zielgruppe:  Jugendliche ohne Ausbildung 

Handlungsfeld:  Nachqualifizierung  

Umsetzungsebene:  Partnerschaften und Kooperationen 

Drängendstes Problem des portugiesischen Arbeitsmarkts ist die niedrige Durchschnittsquali-

fikation der Erwerbsbevölkerung und die geringe Quote von Jugendlichen mit berufsbildenden 

Schulabschlüssen, was zu hohen Anteilen an prekären Beschäftigungsverhältnissen beson-

ders unter jungen Erwachsenen führt. Deshalb wurde 2001 ein System der Anerkennung, Ü-

berprüfung und Zertifizierung von beruflichen Kompetenzen eingeführt. Zielgruppe sind neben 

Erwachsenen auch Jugendliche und junge Erwachsene, die keine berufliche Qualifikation er-

worben und keinen Sekundarschulabschluss haben. Ziel des Systems ist die Zertifizierung 

von non-formal erworbenen beruflichen Kenntnissen und Kompetenzen. In den Jahren 2001 

bis 2004 wurden 56 RVCC-Zentren im ganzen Land aufgebaut, die vom Bildungsministerium 

im Zeitraum von 2001 bis 2006 mit einem Gesamtbudget von ca. 34 Mio. Euro finanziert wer-

den. Diese Zentren sind mit durchschnittlich sechs Trainern und Berufsberatern/-rinnen be-

setzt und bei lokalen oder regionalen Behörden und Institutionen angesiedelt, darunter Be-

rufsschulen, Wirtschaftsverbände, allgemeinbildende Schulen, lokale Schulbehörden. Aufga-

ben der Zentren sind die Unterstützung und Beratung der Nutzer/-innen, die Evaluierung der 

zu zertifizierenden Kenntnisse und die Ausstellung der Zertifikate. Die Beratung schließt die 

Weitervermittlung der Teilnehmer/-innen in Bildungs- und Ausbildungsangebote mit ein, soll-

ten sich die zu zertifizierenden Kompetenzen als nicht ausreichend erweisen. Jedes der Zent-

ren ist deshalb mit lokalen und regionalen Akteuren der Aus- und Weiterbildung vernetzt. Zu-

sätzlich wurde ein nationales Netzwerk der Zentren eingerichtet. Der Zertifizierungsprozess 

erfolgt mithilfe des Referenzrahmens für Schlüsselqualifikationen, der in unterschiedliche Le-

vels unterteilt ist, die den Niveaus der allgemeinbildenden und beruflichen Schulabschlüsse 
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entsprechen. Von den 11.500 Personen, die bis  Ende 2003 erfolgreich einen Zertifizierungs-

prozess durchlaufen haben, sind ca. 1.600 unter 25 Jahren. Die Evaluation des Programms 

hebt neben der hohen Relevanz der nachholenden Qualifizierung für den sich rasch verän-

dernden Arbeitsmarkt in Portugal insbesondere die effiziente Umsetzung des Programman-

satzes hervor, für die die Ausbildung der Trainer/-innen ein Schlüsselfaktor ist. 

 

Weiterführende Informationen: 

Capucha (2005) 

Factsheet zu RVCC-Zentren: 
http://europa.eu.int/comm/employment_social/esf2000/docs/pt3_de.pdf 

RVCC als Mittel zur Anerkennung von informell erworbenen Kompetenzen: 
http://www.bildungspass.de/medien/download/BP_B(1).pdf 
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7. Qualitätskriterien und Handlungsempfehlungen für die Weiterent-
wicklung der Benachteiligtenförderung in der Bundesrepublik 

Die aus dem Vergleich der nationalen Förderstrategien abgeleiteten Qualitäts- und Erfolgskri-

terien gehen von einer subjektorientierten Perspektive aus, die weniger von einer institutionel-

len Ebene ausgeht, sondern (lokale, regionale und nationale) Übergangssysteme in den Blick 

nimmt. Die Qualitätskriterien lassen sich unter folgende Kategorien fassen: Ressourcen, Zu-

gang und Zugänglichkeit, Koordination mit anderen Maßnahmen und Politikfeldern, Reflexivi-

tät, Empowerment. Im Folgenden werden die Qualitätskriterien zunächst allgemein dargestellt, 

bevor jeweils Schlussfolgerungen für Politik und Praxis der Benachteiligtenförderung in der 

Bundesrepublik daraus abgeleitet werden. 

7.1 Qualitätskriterium "Ressourcen" 

Nachhaltige Erfolge in der Benachteiligtenförderung brauchen zuallererst ausreichende Res-

sourcen, um alle jungen Frauen und Männer erreichen zu können, die Unterstützung im Über-

gang ins Erwerbsleben brauchen. Diese Unterstützung ist in einer hinreichenden fachlichen 

Qualität im Hinblick auf ausreichendes und angemessen qualifiziertes Personal, zugängliche, 

adäquate räumliche Ausstattung sowie eine Basis an finanzieller Absicherung für die Teilneh-

mer/-innen, um die Teilnahme attraktiv zu machen. Der internationale Vergleich zeigt hierbei 

erhebliche Unterschiede, auch wenn die direkte Vergleichbarkeit von Ausgaben für die Be-

nachteiligtenförderung schwierig ist. Eindeutiger ist jedoch der Zusammenhang zwischen der 

Höhe der Ausgaben für allgemeine Bildung und dem Anteil von arbeitslosen oder laut Statistik 

„inaktiven“ Jugendlichen. 

Handlungsempfehlung: Deutschland hat mit der Einführung des SGB II und der damit ein-

hergehenden Reform der aktiven Arbeitsmarktpolitik einen Politikwechsel vollzogen, dessen 

Folgen für einzelne Bereiche wie die Benachteiligtenförderung noch kaum abschätzbar sind. 

Aus dem internationalen Vergleich lässt sich jedoch ableiten, dass die Investition in allgemei-

ne und berufliche Bildung wichtiger für die soziale und berufliche Integration ist als der Um-

fang und die Ausrichtung aktiver Arbeitsmarktpolitik. Im Vergleich zu Ländern wie Dänemark 

(8,5 %), Finnland (6,4 %) und Slowenien (6 %) beträgt der Anteil der öffentlichen Bildungs-

ausgaben in Deutschland nur 4,5 % (2001; Eurostat). Insbesondere angesichts der schwin-

denden Integrationskraft des dualen Ausbildungssystems müssten die Investitionen in diesem 

Bereich verstärkt werden. 
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7.2 Qualitätskriterium "Zugang und Zugänglichkeit von Fördermaßnahmen" 

Voraussetzung für die Effektivität von Benachteiligtenförderung ist das tatsächliche Erreichen 

der unterschiedlichen Zielgruppen. Vor allem Jugendliche mit Migrationshintergrund oder An-

gehörige ethnischer Minderheiten sind in einigen Ländern unterrepräsentiert in Ausbildungs- 

und Beschäftigungsmaßnahmen oder sie profitieren weniger im Sinne sinnvoller Anschluss-

perspektiven. Die Zugänglichkeit von Maßnahmen hängt u.a. ab von der Breite der Angebote: 

Nur wenn ausreichend Ressourcen für Benachteiligtenförderung zur Verfügung stehen, gelingt 

ein breites Angebot mit unterschiedlichen, auch niedrigschwelligen Zugangsmöglichkeiten. Ein 

Erfolgsfaktor ist dabei die verlässliche Kommunikation in institutionellen Netzwerken, z.B. zwi-

schen unterschiedlichen Trägern, Institutionen und Jugendlichen. Entscheidender Faktor für 

die Zugänglichkeit ist jedoch die Steuerung über die Zugangsvoraussetzungen, die junge 

Frauen und Männer mitbringen müssen, um die entsprechende Förderung zu erhalten: Flexi-

bel handhabbare oder offene Zugangsvoraussetzungen verhindern, dass Jugendliche von 

sinnvoller Unterstützung aufgrund bürokratischer Hürden ausgeschlossen werden. Die Um-

setzung von Anti-Diskriminierungsgesetzen könnten ein Ansatzpunkt sein, verbesserten Zu-

gang von Jugendlichen mit Migrationshintergrund zu Unterstützungsleistungen einzuklagen. 

Das Gleiche gilt für die Diskriminierung nach Geschlecht und Alter. Die anhaltend hohen An-

teile von Jugendlichen, die das Bildungs- und Ausbildungssystem ohne Qualifikation verlassen 

und auch nicht nach Unterstützung nachfragen, legen den Schluss nahe, dass die Unterstüt-

zungssysteme nicht nur an strukturelle oder administrative Grenzen stoßen, sondern auch da-

runter leiden, dass sie in der Wahrnehmung eines Teils ihrer potenziellen Nutzer/-innen keine 

ausreichenden Perspektiven bieten. 

Handlungsempfehlung: In der Bundesrepublik liegen aufgrund der Zersplitterung der institu-

tionellen Zuständigkeiten nur wenige Erkenntnisse zur Erreichung der Zielgruppen der Be-

nachteiligtenförderung vor. Klar ist jedoch, dass die Zugänglichkeit von Bildung und Ausbil-

dung vielfältige Einstiegs- und Wiedereinstiegspunkte braucht, um Anknüpfungspunkte für die 

sich ausdifferenzierenden Problemlagen zu bieten, die dafür verantwortlich sind, dass Jugend-

liche und junge Erwachsene schlechtere Startchancen auf dem Arbeitsmarkt haben. Die Bei-

spiele aus Portugal und Slowenien zeigen, dass die Kombination aus modularisierten Berufs-

ausbildungen und einem System der Zertifizierung von informell erworbenen, arbeitsmarktre-

levanten Kenntnissen und Kompetenzen geeignet ist, hier zusätzliche Verbesserungen im 

Sinne der Anschlussfähigkeit von Einzelmaßnahmen oder im Sinne von „Lernbrücken“ (vgl. 

Bowyer & Geudens 2005) zu erbringen. 

Unter dem Aspekt des Zugangs zu Erfolg versprechenden Übergangspfaden muss gerade vor 

dem Hintergrund der PISA-Studien von 2000 und 2003 auch die Selektivität des deutschen 

Schulsystems erwähnt werden. Ein Drittel eines Jahrgangs verlässt die Schule höchstens mit 

dem Hauptschulabschluss. Dieser garantiert jedoch immer seltener den Übergang in eine re-
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guläre Ausbildung, sondern führt in Maßnahmekarrieren und/oder prekäre Erwerbsverhältnis-

se. Auf pädagogischer Ebene müssen Maßnahmen auf ihre Zugangsbarrieren hin überprüft 

werden. Prozesse der interkulturellen Öffnung können dabei helfen, pädagogische Konzepte 

auf mögliche Zugangsbarrieren oder Stigmatisierungseffekte gegenüber Jugendlichen mit 

Migrationshintergrund zu untersuchen. Das österreichische Good-Practice-Beispiel zu Team-

teaching und Offenem Lernen beinhaltet Elemente, wie zusätzliche Förderung in reguläre Bil-

dungs- und Ausbildungsgänge integriert werden kann. 

7.3 Qualitätskriterium "Koordination von Förderansätzen" 

Integrierte Förderansätze, die von unterschiedlichen Politikbereichen oder auch von Marktak-

teuren sowie Einrichtungen der Zivilgesellschaft getragen werden, sind notwendig, um der 

Vielschichtigkeit der Problemlagen von Jugendlichen im Übergang in die Erwerbsarbeit ange-

messen Rechnung zu tragen. Dazu beitragen kann eine Neujustierung des Machtdifferenzials 

zwischen nationalen Politikansätzen und Jugendorganisationen, da diese (zusammen mit 

Gewerkschaften) dafür sorgen können, dass nicht nur über Jugendliche, sondern auch mit Ju-

gendlichen verhandelt wird. Das gegenseitige Vertrauen zwischen lokalen und regionalen Ak-

teuren hängt davon ab, dass Partnerschaften und Netzwerke nicht nur top-down als Förderkri-

terium durchgesetzt werden, sondern wachsen können. Dagegen stellt sich im Bereich der 

Berufsausbildung heraus, dass es positive Anreize braucht, um die Anstrengungen der Wirt-

schaft in diesem Bereich zu verbessern. Effektive Koordination dieser Bereiche miteinander 

setzt jedoch Flexibilität auf Seiten der Förderprogramme und der Träger voraus. 

Handlungsempfehlung: Das dänische Beispiel der Kommunalisierung der beruflichen Orien-

tierung wie auch das slowenische Modell ganzheitlicher Beratung bieten einige Anknüpfungs-

punkte für die deutsche Diskussion: 

• Flexible, personenzentrierte statt institutionelle Netzwerke, in denen alle relevanten Akteu-

re/-rinnen „an einen Tisch“ kommen; 

• Netzwerke, um vertrauliche und auf Vertrauen basierende Beratungssettings zu sichern; 

• Partizipations- und Verhandlungsrechte Jugendlicher gegenüber institutionellen Akteuren; 

Balance zwischen Top-down und Bottom-up Strategien; 

• Verankerung der lokalen und regionalen Koordinierung von Maßnahmen durch rechtliche 

Regelungen (wie z.B. die Jugendhilfeplanung im Rahmen des Kinder- und Jugendhilfege-

setzes). 
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7.4 Qualitätskriterium "Reflexivität" 

Diese Form von Flexibilität setzt den Einbau von „reflexiven Schleifen“ in die Wege voraus, 

wie Förderprogramme geplant und durchgeführt werden. Diese soll sicherstellen, dass festge-

stellte Effekte und Nebeneffekte von Programmen frühzeitig berücksichtigt werden können. 

„Reflexive Schleifen“ setzen jedoch voraus, dass Evaluationsmechanismen von vornherein in 

Programme eingebaut und umfassender gedacht sind, als die bisher üblichen Verbleibs- und 

Ver-mittlungsquoten. Dies schließt qualitative Elemente ebenso ein wie die Erforschung län-

gerfristiger Effekte der Programme für die Teilnehmer/-innen sowie die Integration von Quali-

tätsmanagement und fachlicher Weiterentwicklung in die alltägliche Praxis der Benachteilig-

tenförderung. 

Handlungsempfehlung: Die Entstandardisierung von Übergängen und die Komplexität von 

Konstellationen von Benachteiligung bedeuten, dass standardisierte Maßnahmen immer we-

niger geeignet sind, Jugendliche bei der sozialen Integration nachhaltig zu unterstützen. Flexi-

bilität setzt dabei Reflexivität voraus, d.h. die biografische Passung von Maßnahmen im indivi-

duellen Fall ständig zu überprüfen, Entscheidungen zu revidieren, wenn sich negative (Ne-

ben)Folgen abzeichnen und auch für subjektive Ansprüche und Bedürfnisse der Adressaten/   

-tinnen offen zu sein. Reflexivität bedarf Voraussetzungen auf unterschiedlichen Ebenen: 

• Symmetrie der Kommunikation zwischen Einrichtung und Jugendlichen; nur wenn Jugend-

liche keine Angst davor haben, offen zu vermitteln, was sie von institutionellen Angeboten 

und Maßnahmen halten, erhalten die Professionellen ein zuverlässiges Feedback darüber, 

ob ihre Maßnahmen biografisch sinnvoll sind und ob die Individuen motiviert sind, sie auch 

weiter umzusetzen; 

• auch im Kontext der Koordinierung von Maßnahmen auf lokaler Ebene ist Symmetrie von 

Kommunikation und Aushandlung notwendig, um die Flexibilität von Netzwerken zu erhal-

ten, tatsächlich Synergien für individuelle Biografien zu ermöglichen und nicht auf der Ebe-

ne institutioneller Vernetzung zu bleiben; 

• Evaluation und Forschung müssen über die quantitative Dimension von Vermittlungsraten 

hinaus auch die qualitativen Zugewinne der Adressaten/-tinnen und den langfristigen Ver-

lauf ihrer Übergangsprozesse nach dem Verlassen von Maßnahmen bein-halten. Evalua-

tion muss deshalb stärker mit Praxis und Politik verschränkt werden, um Reflexionspro-

zesse direkter und frühzeitiger zu initiieren; 

• auf Maßnahmenebene sind Mechanismen des Einbezugs von Jugendlichen in die Pla-

nung und Gestaltung von Inhalten und Methoden sinnvoll, wie zum Beispiel die Produkti-

onsschulen zeigen. 
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7.5 Qualitätskriterium "Empowerment" 

Wir benutzen das Konzept Empowerment in dem Sinn, dass Jugendliche dazu motiviert wer-

den, ihren Übergang aktiv gestalten zu wollen. Motivation braucht zum einen die Identifikation 

mit einem Ziel und zweitens die Überzeugung, zur Erreichung dieses Ziels aktiv beitragen zu 

können. Motivation hängt also sowohl von strukturellen Gegebenheiten als auch von individu-

ellen Ressourcen ab. Angewandt auf das Feld der Benachteiligtenförderung bedeutet das, 

dass Motivation vom Vertrauen gegenüber Einrichtungen und Professionellen abhängt, von 

der Qualität der angebotenen Erfahrungsräume, von Lern- und Bildungskonzepten, die an den 

Stärken statt an den Defiziten ansetzen und zuallererst von den individuellen Wahlmöglichkei-

ten. Empowerment lässt sich deshalb als Qualitätskriterium nicht reduzieren auf die Anzahl 

von versorgten Jugendlichen, sondern bedeutet, dass Jugendliche mit Rechten und Ressour-

cen ausgestattet werden, die es ihnen ermöglichen, Verantwortung für ihren Übergang zu ü-

bernehmen. 

Handlungsempfehlung: Die deutsche Diskussion prägt zurzeit das Thema um das Verhältnis 

von „Fördern und Fordern“. Erfahrungen aus anderen Ländern und vor allem die Analyse der 

Vielfalt der Interpretationen und Umsetzungen von Aktivierung können hier wichtige Impulse 

setzen. Während häufig auf die große Verbindlichkeit der Aktivierung in Dänemark verwiesen 

wird, scheint es angezeigt, auf zwei Aspekte zu verweisen, die in der Diskussion bisweilen un-

terbelichtet erscheinen oder gar nicht auftauchen. Zum einen hängt der Erfolg der Aktivie-

rungsmaßnahmen von den Optionen ab, die den Jugendlichen zur Wahl stehen. In Dänemark 

steht bei Aktivierung jedoch nicht das „Hauptsache, die Jugendlichen machen irgendwas“ im 

Vordergrund, sondern Bildung, verstanden als individuelle Persönlichkeitsentwicklung, im Mit-

telpunkt und entsprechend breit ist die Palette der Maßnahmen, aus denen die Jugendlichen 

auswählen können. In den meisten Beratungssettings garantiert der Grundsatz der Vertrau-

lichkeit, dass Jugendliche tatsächlich ihren Interessen entsprechend wählen können und nicht 

unter Druck gesetzt werden, sich für bestimmte Maßnahmen zu entscheiden. Der zweite As-

pekt ist, dass Jugendliche in Dänemark einen eigenständigen Anspruch auf Sozialhilfe haben, 

der als „Sicherheitsnetz“ einen relativ positiven Anreiz für Jugendliche schafft, sich auf institu-

tionelle Beratung, Bildung und Ausbildung einzulassen. 

 

In Großbritannien wird Aktivierung wesentlich rigider im Sinne von „‚Workfare“ interpretiert, 

d.h. fehlende Aktivität bei der Arbeitssuche oder das Ausschlagen von Maßnahmen wird mit 

Leistungskürzungen sanktioniert. In Großbritannien ist allerdings seit dem Wechsel zu aktivie-

renden Maßnahmen sowohl die Armut unter Jugendlichen als auch der Anteil derer gestiegen, 

die weder in Arbeit, Bildung oder Ausbildung noch arbeitslos gemeldet sind. 
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So unterschiedlich beide Modelle von Aktivierung strukturiert sind und so unterschiedlich sie 

zu bewerten sein mögen - sie stehen beide im Kontext von Übergangssystemen, die sich 

deutlich vom erwerbsarbeitszentrierten Übergangssystem unterscheiden. 

7.5 Von Europa lernen 

Die europäischen Diskurse zeigen, dass die Benachteiligtenförderung unter den Vorzeichen 

der Zwischenbilanz der Lissabonner Ziele höher auf der politischen Agenda als zuvor steht. 

Es bleibt jedoch abzuwarten, wie viel Substanz der Europäische Pakt für die Jugend im Laufe 

seiner Umsetzung bekommt. Die Offene Methode der Koordinierung in den Bereichen Sozia-

le Eingliederung und Beschäftigung belässt die Verantwortung der Umsetzung der gemein-

samen Leitlinien bei den Einzelstaaten. Einen wichtigen Beitrag zum gegenseitigen Lernen 

stellen jedoch die in beiden Feldern installierten „peer review“-Prozesse dar, bei denen aus-

gewählte Länder einzelne Politikbereiche durch Expertengremien evaluieren und auf ihre Ü-

bertragbarkeit in andere Länder überprüfen lassen. Vor dem Hintergrund der Ergebnisse die-

ser Expertise hängt der Erfolg eines solchen Prozesses jedoch erstens davon ab, wie stark er 

durch eindimensional quantitative Indikatoren dominiert wird, die soziale Integration mit Ar-

beitsmarktintegration gleichsetzen; zweitens, ob in den interkulturellen Austausch auch die 

Frage einbezogen wird, was erfolgreiche soziale Integration bedeutet – und nicht nur, wie sie 

zu erreichen sei; drittens, inwieweit an Prozessen gegenseitigen Lernens nur Regierungs-

vertreterInnen und EU-BeamtInnen oder auch PraktikerInnen beteiligt sind. Nur wenn Letzte-

re die (kulturelle und strukturelle) Herkunft neuer Maßnahmen verstehen, können Sie auch 

TrägerInnen bzw. AkteurInnen neuer Kulturen des Förderns entwickeln.  

Die Auseinandersetzung mit der erfolgreichen dänischen Politik heißt deshalb in erster Linie, 

vor den Methoden die Kriterien erfolgreicher Politik für benachteiligte Jugendliche zu überden-

ken: Motivation für eine aktive, selbstbestimmte Gestaltung des eigenen Übergangs; Motivati-

on, die abhängig ist von strukturellen Voraussetzungen wie der Erreichbarkeit unterschiedli-

cher Bildungs- und Erwerbskarrieren und individuellen sozialen Sicherungsansprüchen, die 

sich weder vom Erwerbs- noch vom Familien-, sondern vom Bürgerstatus ableiten; und kultu-

rellen Deutungsmustern wie dem Vorrang von Persönlichkeitsentwicklung vor dem Unterkom-

men auf dem Arbeitsmarkt. 
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Glossar 

Aktionsprogramms zur 
Bekämpfung der sozia-
len Ausgrenzung 

Der Europäische Rat in Lissabon hat im März 2000 die Bekämp-
fung der Armut und der sozialen Ausgrenzung in der Europäi-
schen Union zu einer Priorität erklärt und zur Umsetzung dieses 
Ziels die Anwendung der Methode der offenen Koordinierung 
vorgesehen. Die Methode der offenen Koordinierung umfasst 
nationale Aktionspläne, einen gemeinsamen Bericht des Rates 
und der Kommission zur sozialen Eingliederung und das Akti-
onsprogramm zur Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung. Das 
Aktionsprogramm soll die Zusammenarbeit zwischen den Mit-
gliedstaaten fördern. 
http://www.peer-review-social-
inclusion.net/peer/en/general_information/index_html 

Good Practice-Beispiele aus dem Aktionsprogramm finden sich 
auf der Website des Peer review Prozesses innerhalb des Akti-
onsprogramms. 
http://www.peer-review-social-inclusion.net 
 

Benchmarking Innerhalb unterschiedlicher Politikansätze haben sich die Staa-

ten der EU auf eine Reihe von Leitlinien geeinigt, an denen sich 

die nationalen Politiken orientieren sollen. Die Überprüfung der 

Einhaltung geschieht über ein System von gemeinsam festge-

legten Indikatoren, den so genannten „Benchmarks“. So sollen 

z.B. im Rahmen der Lissabon-Strategie bis zum Jahr 2010 fol-

gende Benchmarks erreicht werden: Der Prozentsatz der Ju-

gendlichen unter 25 Jahren ohne abgeschlossene Allgemein- 

oder Berufsbildung (Schulabbrecher) soll in allen Ländern auf 

unter 10 Prozent gesenkt werden; allen Jugendlichen unter 25 

Jahren soll innerhalb von sechs Monaten nach Beginn ihrer Ar-

beitslosigkeit ein individueller Aktionsplan mit Angeboten zur 

Qualifizierung oder Beschäftigung angeboten werden. 

 

Europäische Anti-Dis-
kriminierungsdirektiven 

Die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte 

und Grundfreiheiten (1950) begründet das Engagement der Eu-

ropäischen Gemeinschaft für die Wahrung des Rechts auf Nicht-

diskriminierung. Ihre Zuständigkeiten für Diskriminierungen wur-

den durch den Vertrag von Amsterdam 1997 erweitert und 2000 

wurde eine besondere Rechtsgrundlage für die Aktion zur För-



    Good Practice Center 
                                                                                                              Benachteiligtenförderung 
 

 47

derung der Gleichbehandlung durch die Richtlinie zur Gleichbe-

handlung ohne Unterschied der Rasse und die Richtlinie zur 

Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf geschaffen. Diese 

Richtlinien/Direktiven gewährleisten den Unionsbürgerinnen und 

Unionsbürgern ein gemeinsames Mindestschutzniveau gegen 

alle Formen von Diskriminierung. 

http://europa.eu.int/comm/employment_social/fundamental_right

s/policy/policy_de.htm 

 

Eurostat Eurostat ist die Statistikbehörde der EU und erstellt „harmoni-

sierte“ Arbeitslosenquoten. Die Definitionen basieren auf den 

Empfehlungen der ILO (Internationale Arbeitsbehörde). Als ar-

beitslos gemäß dieser Definition gelten Personen zwischen 15 

und 74 Jahren, die ohne Arbeit sind und innerhalb der nächsten 

zwei Wochen eine Arbeit aufnehmen könnten. Harmonisierung 

der Daten bedeutet, dass die Daten im Hinblick auf bessere Ver-

gleichbarkeit zwischen den Ländern nach allgemeingültigen Kri-

terien erhoben werden. 

 

Europäischer Pakt für 
die Jugend 

Vier europäische Staatschefs - darunter Ex-Bundeskanzler Ger-

hard Schröder - hatten in einem Brief vom 29. Oktober 2004 vor-

geschlagen, den europäischen Einsatz für die Jugend zu ver-

stärken. Anlass für das Schreiben waren die bereits seit längerer 

Zeit wahrzunehmenden Warnsignale zur Lissabon-Strategie. In 

ihrem Schreiben setzen sich die genannten Regierungschefs für 

einen "Europäischen Pakt für die Jugend" ein, vorrangig um das 

Problem der Jugendarbeitslosigkeit und der Überalterung der 

Gesellschaften in Europa zu lösen. Sie schlagen vor: 

• das Problem der Jugendarbeitslosigkeit und die Schwierig-

keiten der jungen Menschen bei der sozialen und beruflichen 

Eingliederung wirksamer anzugehen; 

• die stärkere Koordination von EU-weiten Programmen, die 

die Lage der Jugendlichen betreffen (Ausbildung, Forschung, 

Bildung, Mobilität, Kultur usw.); 

 neue Maßnahmen zur Unterstützung der Bevölkerungsent
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wicklung in Europa zu treffen, indem die Vereinbarkeit von 

Beruf, persönlicher Entwicklung und Familie verbessert wird. 

Hintergrundinformationen und Stellungnahmen zum Pakt auf der 

Website der Deutschen Agentur „JUGEND“ unter 

http://www.jugendpolitikineuropa.de/europzusammen/pakt/ 

 

ISCED ISCED (International Standard Classification of Education) ist 

ein internationaler Standard zum Vergleich von Bildungs- und 

Ausbildungsabschlüssen. Die Skala reicht von ISCED 1, das in 

der Bundesrepublik dem Grundschulniveau entspricht, über 

ISCED 3, etwa vergleichbar dem Abschluss einer Berufsausbil-

dung im dualen System, und 4, dem Abitur, bis zu ISCED 6, 

dem Niveau einer akademischen Lehrbefugnis, also der Promo-

tion.  

Siehe auch 

http://www.cews.org/statistik/glossar.php?aid=88&cid=9&lid=de

&al=I 

 

Labour Force Survey Der Labour Force Survey ist eine Befragung von Einzelpersonen 
in allen EU-Staaten, die von Eurostat koordiniert wird. Monatlich 
erhoben werden bei einer repräsentativen Stichprobe von Perso-
nen im Alter von 15 bis 74 Angaben zur sozialen und Erwerbssi-
tuation. Die Auswertungen der Daten sind über die Website des 
Statistischen Bundesamts direkt aus der Datenbank von Euro-
stat abrufbar: 
http://www.eu-datashop.de/de/datatab/lfs.php 
 

Lissabon-Strategie Mit Lissabon-Strategie werden die auf dem Gipfel des Europäi-

schen Rates in Lissabon 2000 festgelegten Strategien zu einer 

Stärkung des europäischen Wirtschaftsraums bezeichnet. Zent-

rale Ziele sind dabei wirtschaftliches Wachstum und „mehr und 

bessere Arbeitsplätze“. Erstmals wurden eine Reihe von politi-

schen Zielen mit verbindlichen Zielindikatoren verknüpft 

(„Benchmarks, s.o.“). Darunter auch das Ziel, bis 2010 die 

Schulabbrecherquote auf 10 % zu senken und sicher zu stellen, 

dass mindestens 85 % der 22-Jährigen einen weiterführenden 

Schulabschluss haben sollten. Die Lissabon-Strategie wurde auf 
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dem Gipfel im März 2005 erneuert und alle Staaten wurden auf-

gefordert, ihre Anstrengungen zur Erreichung der vereinbarten 

Ziele angesichts der eher ernüchternden Zwischenbilanz zu ver-

stärken. 

Offizielle Website zur Lissabon-Strategie: 
http://europa.eu.int/growthandjobs 
 

Offene Methode der Ko-
ordinierung 

Mit der Europäischen Währungsunion ist die Wirtschafts-, Be-

schäftigungs- und Sozialpolitik der EU-Mitgliedstaaten eine An-

gelegenheit gemeinsamen Interesses geworden. Vor diesem 

Hintergrund entstanden neue Koordinierungsverfahren in der 

Beschäftigungs- und Sozialpolitik, die einerseits nicht in die Au-

tonomie der Mitgliedsländer eingreifen sollten, andererseits aber 

zu besserer Passung von nationaler und europäischer Politik 

führen sollten. Besonders die mit der Europäischen Beschäfti-

gungsstrategie entstandene „Offene Methode der Koordinierung 

(OMK)“ wird als mögliche Antwort auf diese Herausforderung 

gesehen, da damit den Unterschieden der Volkswirtschaften und 

Sozialsystemen Rechnung getragen werden soll. Grundsätzlich 

sollen bei der Koordinierung durch die gemeinsame Behandlung 

und Diskussion von Themen Lern- und Überzeugungsprozesse 

bei den beteiligten Akteuren/Akteurinnen erreicht werden. 

Von einer einheitlichen oder gar standardisierten Offenen Me-

thode der Koordinierung kann dabei nicht gesprochen werden, 

es gibt nicht die OMK. Sie ist vielmehr ein Oberbegriff für Koor-

dinierungsformen unterschiedlicher Intensität. Dabei ist die Liste 

der Politikbereiche, in denen die OMK angewandt wird, inzwi-

schen relativ lang geworden. Neben den vertraglich vorge-

schriebenen Verfahren in der Steuer-, Wirtschafts- und Beschäf-

tigungspolitik wurden offene Koordinierungsverfahren in den Lis-

sabon-Politikbereichen sowie im Bereich Jugend eingeführt. 

Weiterführende Literatur: 
Ingo Linsenmann: Bisherige Erfahrungen mit der OMK - Die (Of-
fenen) Methode(n) der Koordinierung 
http://www.jugendpolitikineuropa.de/static/common/jp_download.
php/88/OMKlm.pdf 
 
AGJ-Positionspapier zur Anwendung der Offenen Methode der 
Koordinierung im Jugendbereich
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ordinierung.pdf 
 
Hartmut Brocke, Stiftung SPI: Was ist eigentlich „die offene Me-
thode der Koordinierung“? 
http://www.stiftung-
spi.de/download/stiftung/zivilgesellschaft/offene_methode.pdf 
 

Peer review Die EU-Kommission hat als ein Element der Offenen Methode 
der Koordinierung in jedem Aktionsprogramm einen Peer re-
view-Prozess eingerichtet. Dabei werden einzelne nationale Po-
litikansätze von einem international besetzten Gremium von Ex-
perten/-tinnen und Politikverantwortlichen auf ihre Wirksamkeit 
und ihre Übertragbarkeit in andere Länder hin evaluiert. Die 
Verhandlungen und Ergebnisse dieser Peer-review Prozesse 
sind auf den jeweiligen Websites veröffentlicht: 
Aktive Arbeitsmarktpolitik: http://www.almp.org 
Soziale Eingliederung: http://www.peer-review-social-
inclusion.net 
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